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Organisatorische Hinweise zum Landesparteitag 
 
1) Anreise mit den öffentlichen Verkehrsmitteln 

Vom Bahnhof Trier aus, sind es 2,5km (ca. 40min) zu Fuß bis zur Halle. Die 
Buslinie 86 ab Bahnhof Trier Bussteig 5 fährt i.d.R. alle 30 Minuten vom 
Bahnhof zu Trier-Nord, Nells Park und ist in 18 Minuten (inkl. 7 Minuten 
Fußweg) an der City Hall des FourSide Plaza. 

 
 

2) Anreise mit dem PKW 
Parkplätze gibt es in unmittelbarer Nähe zum FourSide Hotel. Direkt am 
Hotel ist die Stellfläche etwas begrenzt, aber am Verteilerkreis nähe „Aldi“ 
stehen auch Plätze zur Verfügung. 
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3) Verpflegung und Getränke 
Das Mitbringen von Getränken und Essen ist in der Halle erlaubt. 
Eine Bestellmöglichkeit für ein Mittagessen wurde bereits allen Delegierten 
als Mailabfrage übersandt. 
Im direkten Umfeld der Halle gibt es eine Einkaufsmöglichkeit. 
 

4) Kinderbetreuung 
Da sich bereits Personen für die Kinderbetreuung gemeldet haben, wird 
diese bei diesem Parteitag auch angeboten. Bitte meldet euren 
Betreuungswunsch unbedingt vor dem Parteitag mit Anzahl und Alter der 
Kinder an: parteitag@die-linke-rlp.de. 
 

5) Freies WLAN 
Aufgrund des Livestreams der Veranstaltung können wir euch keinen 
Zugang zum WLAN zusichern. Bitte bereitet euch also darauf vor, dass in 
der Halle höchstwahrscheinlich kein freies Internet zur Verfügung stehen 
wird. 
 

6) Livestream und Fotos 
Die Versammlung wird via Livestream übertragen und auch über Fotos 
dokumentiert. Das bedeutet, dass ihr auf dem ein oder anderen Bild zu 
erkennen seien werdet. Solltet ihr dem nicht zustimmen wollen, meldet 
euch wenn möglich im Vorfeld, damit wir euch auf Fotos unkenntlich 
machen können. Weiterhin bitten wir darum, uns bei Fotos darauf 
hinzuweisen. 
 

7) Sitzplätze für Delegierte 
Die Delegierten bekommen Sitzplätze nach Kreisverbänden geordnet 
zugewiesen.  
 

8) Teilnahme von Gästen 
Für eine bessere Planung möchten wir alle Interessierte* bitten, sich im 
Vorfeld als Gast anzumelden. Bitte wendet euch hierzu an parteitag@die-
linke-rlp.de Aufgrund von Brandschutzauflagen und der Hallenkapazität 
kann aufgrund von verspäteten oder ausbleibenden Meldungen der Zugang 
verwehrt werden. Eine Bestätigung der Gast-Anmeldung erfolgt nicht – ihr 
werde lediglich benachrichtigt, falls ihr aufgrund von o.g. Gründen leider 
keinen Zugang zur Halle mehr bekommen könnt. 
 

9) Ausweisdokumente 
Zur Sicherheit möchten wir alle Delegierte bitten, ihre gültigen 
Ausweisdokumente mit zur Versammlung zu bringen und diese bei 
Nachfragen der Mandatsprüfungskommission vorzuzeigen.  
 

10) Stände für Landesarbeitsgemeinschaften / weitere Organisationen  
Ständen für den Parteitag müssen bis spätestens 14 Tage vor Beginn über 
lgs@die-linke-rlp.de angefragt werden. Aufgrund von Hallenkapazitäten 

mailto:parteitag@die-linke-rlp.de
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und verfügbarer Stellflächen kann es dazu kommen, dass eine Ablehnung 
der Anfrage erfolgt. 
 

11) Auslegen von Flyer, Broschüren oder sonstigen Materialien 
Das Auslegen von Flyer, Broschüren oder sonstigen Materialien auf den 
Plätzen der Delegierten ist untersagt. Die Auslage von Material ist im 
Vorfeld des Parteitags über lgs@die-linke-rlp.de anzumelden. Es besteht 
kein Anspruch zur Auslage von Material, sofern hierfür keine Fläche zur 
Verfügung gestellt werden kann. Wir bitten um Verständnis. 
 

12) Weitere Unterlagen zur Versammlung 
Sofern es weitere Unterlagen / Kandidaturen oder Veränderungen geben 
sollte, findet ihr diese auf der Landeshomepage unter: 
http://www.dielinke-rhlp.de/partei/parteitag/  

 

 

Bei weiteren Fragen oder Anregungen könnt ihr euch gerne an die 
Landesgeschäftsstelle wenden: 

 

lgs@die-linke-rlp.de  
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Awareness-Konzept Landesparteitag 
22.11.2024 in Trier 
 
 
„Trotz wesentlicher Erfolge der Emanzipationsbewegung ist Sexismus nach wie 
vor tief verwurzelt in der Gesellschaft und damit auch in unserer Partei. Wir 
kämpfen für eine Gesellschaft, in der alle Geschlechter gleichberechtigt 
teilhaben und niemand auf Grund des Geschlechtes Opfer von Ausgrenzung, 
Herabwürdigung und Gewalt wird. Gleichzeitig sind wir uns bewusst, dass auch 
in unserer Partei patriarchale Strukturen existieren, die Sexismus und Übergriffe 
bis hin zu sexualisierter Gewalt begünstigen. Das wollen wir ändern! Denn die 
LINKE Rheinland-Pfalz versteht sich als feministische Partei. Sexismus und 
sexualisierte Gewalt dürfen bei uns keinen Platz haben. Wir wollen eine Partei, 
die geprägt ist, von Fairness, Solidarität und einem achtsamen Umgang 
miteinander.“ 
Richtlinien für einen antisexistischen Konsens in der LINKEN Rheinland-Pfalz 

Beschluss des Parteitages vom 24.09.2022 
 
 
Wir möchten einen möglichst diskriminierungsfreien Raum für alle schaffen. 
Dafür wird es auch bei diesem Landesparteitag ein Awareness-Team geben. 
 
Das Team ist Ansprechpartner*in für alle Teilnehmenden 

- die sich durch konkretes Verhalten anderer eingeschränkt fühlen, 
- also Grenzüberschreitungen erleben, Beispiele wären sexistische 

Anmerkungen oder ungewollte Berührungen. 
Ziel ist es, Konflikte durch Rücksprache mit allen beteiligten Menschen zu lösen 
und einen Weg zu finden, in dem sich alle entfalten können. 
 
Wir stehen dabei immer solidarisch an der Seite der Betroffenen. 
 
Wenn ihr Zeugen von Vorkommnissen werdet, die eurer Meinung nach auf dem 
LPT nichts verloren haben, in eine Situation geratet, die euch belästigt oder die 
ihr nicht alleine lösen könnt, wendet euch möglichst an die Personen, die zu 
Beginn des Parteitages für das Awareness-Team vorgestellt wurden. Auch wenn 
ihr euch nicht sicher seid, oder erstmal einfach jemanden zum Sprechen 
braucht oder einen neutralen Raum in dem ihr nicht gestört werdet, sind wir für 
euch da. 
 
 
 
Eure Ansprechpartner*innen bei diesem Parteitag sind 

- Ellen Oelkers, Bezirksverband Westpfalz 
- Kim Mai, Kreisverband Speyer 

Ihr erkennt beide an den Schildern auf ihren Plätzen 
Solltet ihr Beide nicht finden können, meldet euch bitte an der Orga. Wir zeigen 
euch die Plätze der Ansprechpartner*innen. 
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O-01 
Geschäftsordnung der Landesparteitage 2024 / 2025 
 
(bereits auf dem Parteitag in Andernach beschlossen) 
 
 
1. Leitung - Arbeitsgremien - Aufgaben und Befugnisse  
a. Der Parteitag wählt als Arbeitsgremien 
 im Block 

- Tagungspräsidium 
- Schriftführung 
- die Mandatsprüfungskommission 
- die Wahl- und Zählkommission 
- die Antragsberatungskommission 
- Awareness-Team 

Der Parteitag kann zur Unterstützung der Kommission zu jeder Zeit weitere 
Helfer*innen wählen. 

b. Die Arbeit des Parteitages wird durch das Tagungspräsidium geleitet. 
c. Geschäftsordnung, Tagesordnung und Zeitplan werden zu Beginn des 

Parteitages in dieser Reihenfolge beschlossen. 
2. Beschlussfassung allgemein  
a. Der Parteitag ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der gewählten 

Delegierten anwesend ist. Er gilt als beschlussfähig, solange die 
Beschlussunfähigkeit nicht auf Antrag eines*r stimmberechtigten Delegierten 
durch die Tagungsleitung festgestellt worden ist. 

b. Stimm- und Rederecht haben die gewählten und angemeldeten Delegierten. 
Teilnehmer*innen mit beratender Stimme, alle Mitglieder der Partei Die Linke 
Rheinland-Pfalz, sowie Gäste haben Rederecht. 

c. Gästen kann das Rederecht entzogen werden. Entsprechende Anträge sind an 
das Tagungspräsidium zu richten. 

d. Beschlüsse des Parteitages werden grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen (im Weiteren nur Mehrheit genannt) gefasst, sofern die 
Bundessatzung oder diese Geschäftsordnung nichts anderes vorschreiben. 
Stimmenthaltungen bleiben hierbei unberücksichtigt. 
Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 
Abstimmungen erfolgen durch Erheben der Stimmkarten. 
Das Tagungspräsidium setzt zur Auszählung der Stimmen Zähler*innen ein, die 
tätig werden, wenn kein eindeutiges Ergebnis von der Tagungsleitung ermittelt 
werden kann.  

3. Erforderliche Mehrheiten bei Wahlen 
a. Es gilt die Wahlordnung der Partei DIE LINKE. 
b. Im ersten Wahlgang ist die absolute Mehrheit erforderlich. Also die Zahl der 

gültigen Ja-Stimmen muss größer sein, als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen. 

c. Erhält im ersten Wahlgang keine/r der Bewerber*innen die erforderliche 
Mehrheit, so gehen die beiden Bewerber*innen mit den meisten Ja-Stimmen in 
eine Stichwahl. In dieser Stichwahl gilt die einfache Mehrheit. 

d. Entfällt bei der Wahl der Mitglieder des Landesvorstandes, der 
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Landesschiedskommission und der Landesfinanzrevisionskommission die 
Möglichkeit der Abgabe von Nein-Stimmen, so sind im ersten Wahlgang die 
Personen gewählt, welche auf mind. ¼ der gültigen Stimmzettel gewählt 
wurden. Ein weiterer Wahlgang ist zulässig, wenn Ämter im ersten Wahlgang 
nicht besetzt werden konnten. Im zweiten Wahlgang nehmen die 
Bewerber*innen teil, welche die meisten Ja-Stimmen auf sich vereinigen 
konnten – jedoch maximal die doppelte Anzahl der noch zu besetzenden Ämter. 

4. Regeln in der Debatte 
a. Die Tagesleitung ruft die Tagesordnungspunkte und die dazugehörigen Anträge 

auf, leitet die Beschlussfassung, erteilt das Wort, kann Redner*innen zur Sache 
rufen, muss ihnen das Redezeitende einmal vorankündigen und das Wort 
entziehen, wenn sie die Redezeit überschreiten oder vom aufgerufenen Thema 
abweichen.  

b. Bei Wortmeldungen sind Name und delegierender Kreisverband anzugeben. Die 
Fristen für die Abgabe von Wortmeldungen und die Modalitäten ihrer 
Entgegennahme werden vom Tagungspräsidium bekannt gegeben. Das 
Tagungspräsidium entscheidet unter der Prämisse der Geschlechterquotierung 
über die Reihenfolge der Rednerinnen und Redner.  
Die Zurücknahme von Wortmeldungen führt zur Streichung von der Redeliste. 
Eine Zurücknahme von Wortmeldungen zugunsten anderer Redner*innen ist 
nicht möglich. 
Die Redezeit für Diskussionsredner*innen beträgt maximal 2 Minuten.  

c. Delegierte können nach Abschluss von Debatten und Abstimmungen (nicht 
Wahlen) persönliche Erklärungen abgeben, sofern die Debatte dazu einen 
persönlichen Anlass ergeben hat. Sie sind bei der Tagungsleitung anzumelden. 
Die Redezeit hierfür beträgt eine Minute. 

d. Redezeiten bei Wahlen:  
- Kandidierende zum Landesvorstand haben bei Ihrer Vorstellung die 

Möglichkeit einmalig eine Redezeit von max. 5 Minuten zu nutzen. 
o Es sind maximal 5 Nachfragen an die Kandidierenden 

zulässig. Die Nachfragen sind kurz zu formulieren (maximal 1 
Minute). 

o Zur Beantwortung der Fragen wird den Kandidierenden 
jeweils maximal 3 Minuten eingeräumt. 

- Kandidierende zu Landesschiedskommission und 
Landesfinanzrevisionskommission wird einmalig eine Redezeit von 
max. 1 Minute gewährt. 

o Es sind maximal 3 Nachfragen an die Kandidierenden 
zulässig. Die Nachfragen sind kurz zu formulieren (maximal 1 
Minute). 

o Zur Beantwortung der Fragen wird den Kandidierenden 
jeweils maximal 2 Minuten eingeräumt. 

5. Antragsarten / Antragstellung / Beschlussfassung  
a. Anträge zur Geschäftsordnung werden außerhalb der Liste der der 

Redner*innen sofort behandelt, soweit nicht gerade eine Abstimmung läuft. Sie 
können nur von Delegierten gestellt werden. Vor der Abstimmung erhalten je 
eine Delegierte zunächst die Möglichkeit gegen den Antrag, danach für den 
Antrag zu sprechen. 
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b. Der Antrag auf Beendigung der Debatte oder Übergang zum nächsten 
Tagesordnungspunkt kann jederzeit zur Abstimmung gestellt werden, innerhalb 
des Tagesordnungspunktes jedoch nur einmal. Das Recht zur Antragstellung 
haben nur Delegierte, die zu diesem Tagesordnungspunkt noch nicht 
gesprochen haben. Vor Beschlussfassung ist die Liste der noch ausstehenden 
Redner*innen zu verlesen. 

c. Die Abstimmung wird durch die Tagungsleitung geleitet, wobei zunächst 
die Stimmen "für" den Antrag, dann "gegen" den Antrag und abschließend 
die Stimmenthaltungen abzufragen sind.  

d. Anträge auf Wiederholung (Rückholung) einer Abstimmung sind 
unverzüglich nach Bekanntwerden des Grundes und unter Nennung 
desselben und der Umstände seines Bekanntwerdens zu stellen. Hierüber 
ist nach Gegen- und Fürrede sofort abzustimmen. 

e. Anträge mit initiativem Charakter (Initiativanträge) deren Gegenstand nach 
Ende der Antragsfrist bekannt wurde, können mit der Unterstützung von 
mind. 15 Delegierten bis 12.30 Uhr am Tage des Parteitages schriftlich bei 
der Antragsberatungskommission eingereicht werden. Für alle anderen 
Anträge / Änderungsanträge gelten die in der Einladung genannten 
Fristen. 
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O-02 
Tagesordnung zum Landesparteitag 

22. November 2025 in Trier 

 

Antragsteller*in: Landesvorstand 

 

TOP 1 – TOP 7 Eröffnung und Begrüßung 

TOP 2   Wahl des Tagungspräsidiums 

TOP 3   Wahl der Mandatsprüfungskommission 

TOP 4   Bericht der Mandatsprüfungskommission 

TOP 5   Bestätigung der Antragsberatungskommission 

TOP 6   Wahl der Wahl- und Zählkommission 

TOP 7   Beschluss der Tagesordnung 

TOP 8   Grußworte 

TOP 9   Politisches Referat Jan van Aken 

FLINTA*plenum /  

Workshop für sich männlich 

definierende Genossen 

TOP 10   Bericht FLINTA*plenum / Workshop / Migra-Plenum 

TOP 11   Anträge zur Änderung der Satzung 

Mittagspause 

TOP 12   Diskussion und Beschlussfassung des 
Landtagswahlprogramms 

TOP 13   Nachwahl zur Landesschiedskommission 

TOP 14   Nachwahl zur Landesfinanzrevisionskommission 

TOP 15  Wahl der Delegierten zum Bundesparteirat 

TOP 16  Anträge und Resolutionen 

TOP 17  Schlusswort 
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O-03 
Zeitplanung zum Landesparteitag 

22. November 2025 in Trier 

 

Antragsteller*in: Landesvorstand 

 

10.00 Uhr – 10.30 Uhr TOP 1 – TOP 7 Eröffnung & Konstituierung 

10.30 Uhr – 10.50 Uhr TOP 8   Grußworte 

10.50 Uhr – 11.20 Uhr TOP 9   Politisches Referat Jan van Aken 

11.20 Uhr – 11.45 Uhr    FLINTA*plenum /  

Workshop für sich männlich 

definierende Genossen 

11.45 Uhr – 12.00 Uhr TOP 10  Bericht FLINTA*plenum / Workshop / 

Migra-Plenum 

12.00 Uhr – 13.00 Uhr TOP 11  Anträge zur Änderung der Satzung 

13.00 Uhr – 13.30 Uhr    Mittagspause 

13.30 Uhr – 17.00 Uhr TOP 12  Diskussion und Beschlussfassung des  

Landtagswahlprogramms 

17.00 Uhr – 17.30 Uhr TOP 13  Nachwahl zur 
Landesschiedskommission 

17.30 Uhr – 18.00 Uhr TOP 14  Nachwahl zur  
Landesfinanzrevisionskommission 

18.00 Uhr – 18.30 Uhr TOP 15  Wahl der Delegierten zum  
Bundesparteirat 

18.30 Uhr – 19.15 Uhr TOP 16  Anträge und Resolutionen 

19.15 Uhr – 19.30 Uhr TOP 17  Schlusswort 
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O-04 
Gremienbesetzung 
 
Antragsteller*in: Landesvorstand 
 

Tagespräsidium 
Lin Lindner – Trier 
Julia-C. Stange – Alzey-Worms / Donnersberg 
Oliver Antpöhler-Zwiernik – Koblenz / Rhein-Lahn 
Dave Koch – Westpfalz 
 
Schriftführung / Protokoll 
Denis Jundt – LGS 
 
Anmeldung 
Daniel Emmerich – Südpfalz 
 
Mandatsprüfungskommission 
Daniel Emmerich – Südpfalz 
Loriana Metzger – LGS 
 
Antragsberatungskommission 
Lena Edel – Westpfalz 
Julian Theiß – Südpfalz 
 
Wahl- und Zählkommission 
Lukas Specht – Trier 
Sabine Nixon – Westpfalz 
Isabell Lieffertz – Alzey-Worms / Donersberg 
Yannik Stunz - Vorderpfalz 
 
 
 
 
Awareness-Team 
Kim Mai - Speyer 
Ellen Oelkers - Westpfalz 
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P-Anträge 
 

Politische Anträge und Resolutionen 
zum Landesparteitag. 
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P01 
Programm zur Landtagswahl 2026 
 
Antragsteller*in: Landesvorstand 
 
 
 
Organisatorischer Hinweis: Bitte nutzt für Änderungsanträge jeglicher Art 
die Zeilennummern im gesonderten Dokument auf der Seite des 
Programmparteitages. Dort steht euch der 3. Entwurf als Word- und PDF-
Datei zur Verfügung. 
https://www.dielinke-rhlp.de/partei/parteitag/landesparteitag-
22112025/tagungsunterlagen/ 
 
 
 

Wohnen 
Menschenwürdiges Wohnen ist und bleibt ein Menschenrecht. Es ist eine unverzichtbare 
Voraussetzung für ein selbstbestimmtes Leben. Doch seit Jahrzehnten verschärft sich 
die Lage auf dem Wohnungsmarkt zunehmend. Die Mieten werden erhöht, während 
immer mehr Wohnungen aus der Sozialbindung fallen. Ein steigender Teil des 
Einkommens fließt in die Miete. Menschen mit niedrigem Einkommen und im 
Bürgergeldbezug sind besonders stark betroffen. Gleichzeitig verzeichnen die großen 
Wohnungskonzerne wachsende Profite. Kein anderes Thema verdeutlicht die 
Ungleichheit in unserer Gesellschaft so sehr wie das Wohnen. 

Seit 2020 sind die Baukosten, die ohnehin schon hoch waren, regelrecht explodiert. 
Teurer Wohnungsbau führt zwangsläufig zu hohen Mieten, insbesondere wenn dabei 
noch Gewinne erzielt werden sollen. Wenn die geforderten Mieten nicht bezahlbar sind, 
verliert der Neubau für Investoren an Attraktivität. So werden Bauprojekte gestoppt, da 
die gestiegenen Kosten ihre Rentabilität infrage stellen. Gepaart mit spekulativem 
Leerstand ein diabolischer Mix: Auf einem bewusst verknappten Markt lassen sich mit 
hohen Mieten immense Gewinne erzielen. 

Die letzte Bundesbauministerin Geywitz hat ihre Neubauziele deutlich verfehlt. Auch 
wenn sie für 2023 viele Fertigstellungen präsentieren konnte, ist die Zahl der Bauanträge 
drastisch zurückgegangen. In den kommenden Jahren wird daher mit einem starken 
Rückgang bei den Fertigstellungen zu rechnen sein. Bereits jetzt werden in der 
Baubranche Arbeitsplätze abgebaut und Betriebe geschlossen. Die Kapazitäten, die 
dadurch verloren gehen, werden nicht so schnell wiederhergestellt werden können. 

Es ist offensichtlich, dass sich die Krise auf dem Wohnungsmarkt weiter verschärfen 
wird, während das Thema in der politischen Debatte kaum die notwendige 
Aufmerksamkeit erhält. Dabei ist Wohnen ein unveräußerliches Grundbedürfnis: ein 
Raum, der Menschen Schutz, Sicherheit und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
bietet. Daher muss die Wohnungsfrage aus der Profitlogik befreit werden. Wohnraum 
darf kein Spekulationsobjekt sein, Wohnen ist ein Menschenrecht! 

https://www.dielinke-rhlp.de/partei/parteitag/landesparteitag-22112025/tagungsunterlagen/
https://www.dielinke-rhlp.de/partei/parteitag/landesparteitag-22112025/tagungsunterlagen/
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In Rheinland-Pfalz haben immer mehr Menschen das Problem in Ballungsgebieten 
bezahlbaren Wohnraum zu finden. Die Mieten steigen enorm an und die gesetzliche 
Mietpreisbremse in Mainz, Landau in der Pfalz, Speyer, Ludwigshafen am Rhein und Trier 
bleibt wirkungslos und Kaiserslautern fällt aus dieser Regelung heraus, obwohl dort in 
den letzten fünf Jahren die Mieten um 24 Prozent gestiegen sind. Das zeigt, dass die 
Entwicklung den Bedürfnissen der Menschen zuwiderläuft, wenn zugelassen wird, dass 
„der Markt“ die Wohnungsfrage „regelt“. Hinzu kommt, dass in Rheinland-Pfalz immer 
weniger Sozialwohnungen zur Verfügung stehen. Zurzeit sind es noch rund 36.500 
Sozialwohnungen, 2021 waren es noch 52.000. Zudem fehlen laut einer Studie im Land 
bis zum Jahr 2030 mehr als 30.000 Sozialwohnungen. 

Besonders besorgniserregend ist der hohe Wohnungsleerstand in Städten wie Mainz, 
wo 29 Prozent der leerstehenden Wohnungen zwischen drei und zwölf Monaten 
ungenutzt bleiben und ganze 43 Prozent sogar über einem Jahr. In den ländlicheren 
Gebieten liegen die Probleme in mangelndem Wohnraum, insbesondere für junge 
Menschen, sowie einer fehlenden oder schlechten Anbindung von Bus oder Bahn. Denn 
eine Wohnung ist – sei sie noch so günstig - ungeeignet, wenn von dort aus 
Einrichtungen des täglichen Lebens, wie Geschäfte, medizinische Einrichtungen und 
Kulturstätten, sowie der Arbeits- oder Ausbildungsplatz, nicht erreicht werden können. 
Wohnen und Mobilität sind eng miteinander verknüpft; Wohngebiete, die nur mit dem 
Auto erreichbar sind, schränken die Mobilität ein und behindern den Übergang zu 
klimafreundlicheren Verkehrsmitteln. 

Nachhaltige Wohnpolitik ist sozial gerecht, wenn sie klimafreundlich und erschwinglich 
ist. Deswegen muss eine nachhaltige Wohnungspolitik zwingend die Klimafrage 
berücksichtigen, denn der Immobiliensektor ist einer der größten CO₂-Verursacher in 
Deutschland. Energetische Effizienz, klimafreundliches Bauen und Hochwasserschutz 
müssen Priorität werden. 

Nur durch konsequente politische Eingriffe und eine Abkehr von der kapitalistischen 
Wohnraumpolitik können wir das Wohnen als Grundrecht sichern und den zunehmenden 
sozialen Verwerfungen in unseren Städten entgegentreten. Wohnen ist kein Luxus, 
sondern ein Grundbedürfnis, welches im UN-Sozialpakt verankert ist. Es ist an der Zeit, 
dieses Grundbedürfnis in den Mittelpunkt der Politik zu stellen und den Wohnungsmarkt 
im Sinne der Menschen zu gestalten, nicht der Profiteure. 

Deshalb fordert Die Linke: 

• Housing First: Jeder Mensch hat das Recht auf eine eigene Wohnung. Wer diese 
nicht auf dem Wohnungsmarkt bekommt, dem wird bedingungslos eine Wohnung 
von der öffentlichen Hand gestellt. Sämtliche Kosten der Unterkunft, inkl. Strom, 
werden für Bürgergeldbeziehende in voller Höhe übernommen. 

• Wahlrecht für Wohnungslose: Es ist nicht einzusehen, dass die Betroffenen der 
herrschenden Politik von Wahlen ausgeschlossen werden. Eine sachliche 
Begründung liegt nicht vor, denn andere Bundesländer machen vor, dass es 
organisatorisch umsetzbar ist, dass Wohnungslose wählen können. 

• Mietendeckel: Mieten dürfen nur noch nach energetischen Sanierungen, die sich 
positiv auf die Nebenkosten der Mieter*innen auswirken, erhöht werden. Zudem 
müssen Mieterhöhungen der letzten drei Jahre zurückgenommen werden. 
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• Verbot von Indexmiete: Die Indexmiete, die Mieterhöhungen automatisch an die 
Inflation koppelt, muss verboten werden, da hierdurch der Mietendeckel 
ausgehebelt wird. Zudem werden die Mietpreise auf die Höhe vor Indexerhöhung 
zurückgesetzt. Ebenso sind Staffelmieten, welche künftige Mieterhöhungen bei 
Vertragsschluss vereinbaren abzuschaffen, da diese meist zum Nachteil der 
Mieter*innen sind. 

• Sozialbauquote auf 40 Prozent erhöhen: Wir fordern, die Sozialbauquote auf 
mindestens 40 Prozent zu erhöhen, um ausreichend bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen. Dies muss auch für Neubauten und großflächige Sanierungen gelten. 

• Wegfall der Bindungsfrist: Einmal Sozialwohnung – immer Sozialwohnung. Nur 
so kann langfristig bezahlbarer Wohnraum gesichert werden. 

• Einhaltung der Sozialbauquote bei energetischen Sanierungen: Energetische 
Sanierungen dürfen nicht dazu führen, dass Wohnungen aus der 
Sozialbaubindung fallen.  

• Ausbau städtischer Baugesellschaften und Genossenschaften: Die 
städtischen Baugesellschaften müssen ausgebaut und finanziell handlungsfähig 
gemacht werden, um als starke öffentliche Alternative auf dem Wohnungsmarkt 
aufzutreten. Ihr Zweck muss klar auf den Ausbau von bezahlbarem Wohnraum 
ausgerichtet und nicht rendite-orientiert sein, um als Gegengewicht zu den 
kapitalistischen Immobilienunternehmen fungieren zu können. 

• Einführung eines Grund- und Bodenfonds: Einnahmen aus Bodenverkäufen 
werden in einen Fonds eingezahlt, der ausschließlich zum Ankauf weiterer 
Grundstücke verwendet wird. So wird der Anteil an Flächen für Bodenspekulation 
nicht erhöht und der Besitz an kommunalen Flächen langfristig gesichert. Zudem 
ist durch eine ausreichende Finanzierung der Kommunen sicherzustellen, dass 
Bodenverkäufe ausschließlich aus politischen – und nicht aus finanziellen 
Gründen – erfolgen. Zudem wollen wir die Vergabe von Grundstücken über 
Erbpacht regeln, statt öffentliche Grundstücke zu verkaufen. Das ist ein 
nachhaltiger und zukunftsgerichteter Umgang mit Grundstückbesitz. 

• Leerstands- und Zweckentfremdungsstrafe: Um den Leerstand von 
Wohnungen und deren Zweckentfremdung als Ferienwohnungen oder 
spekulative Objekte zu bekämpfen, fordern wir die Einführung einer Leerstands- 
und Zweckentfremdungsstrafe. Diese Maßnahme soll leerstehende Wohnungen 
wieder dem Wohnungsmarkt zuführen und so positiven Druck auf die Mietpreise 
entfalten. 

•  
• Förderung von Gewerbebauten mit Wohnraum: Wir befürworten die Förderung 

von Mischbebauungen, bei denen gewerbliche Bauten mit Wohnraum kombiniert 
werden. Dies fördert eine lebendige und vielfältige Stadtstruktur und verhindert 
monofunktionale Stadtteile. Zu dem erhöht die vertikale Nutzung die zur 
Verfügung stehende Nutzfläche bei gleichbleibender Flächenversiegelung. 

• Heterogene Wohngebiete und Anti-Gentrifizierungsmaßnahmen: Um soziale 
Segregation und Gentrifizierung entgegenzuwirken, setzen wir uns für die 
Schaffung heterogener Wohngebiete ein. Wir fordern zudem die Ausweisung 
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sozialer Erhaltungsgebiete, in denen nur Sanierungen erlaubt sind, die nicht zu 
Mietsteigerungen führen. 

• Klimafreundlich Bauen: Förderung energieeffizienter Bauweisen bei Neubauten 
und energetische Sanierung von Altbauten. Fernwärme und erneuerbare Energien 
wie Solar- und Geothermie in Neubaugebieten, statt Gasleitungen, 
Photovoltaikanlagen auf allen geeigneten Dachflächen um fossile Brennstoffe zu 
ersetzen. Ausbau der Rohstoffrückgewinnung und ausschließlicher Einsatz 
nachhaltiger Baustoffe bei Neubauten. 

• Flutschutz und naturnahe Stadtentwicklung: Neuer Wohnraum wird vorrangig 
durch Nachverdichtung geschaffen um weitere Flächenversiegelung zu 
vermeiden. Das Schwammstadtkonzept wird in der Stadtplanung verankert, um 
Überflutungen zu verhindern. Fassaden- und Dachbegrünungen zur 
Verbesserung des Mikroklimas, Förderung der Biodiversität in urbanen Gebieten 
durch Begrünung, Verbot von Schottergärten und kleintierundurchlässige 
Einfriedungen. Minimierung der versiegelten Flächen durch 
Entsiegelungsmaßnahmen und Ausbau der Stadtbegrünung. 

• Sozialverträglich energetisch Sanieren: Gesetzliche Deckelung der 
Sanierungsumlage auf die Mietenden. 

• Studienwerke finanziell ausstatten: Auch Studierende benötigen bezahlbaren, 
angemessenen Wohnraum. Die Bereitstellung dieses Wohnraums ist nur mit 
öffentlichen Mitteln möglich, weswegen die Studienwerke mit finanziellen Mitteln 
ausgestattet werden müssen. 

• Barrierefreier Wohnungsbau: Wohnungen müssen so gebaut werden, dass sie 
ein altersgerechtes und barrierefreies Wohnen ermöglichen. Ebenso wollen wir 
Mehrgenerationenhäuser und betreute Wohnformen fördern. Wohnungstausch-
Konzepte und Unterstützung beim Umzug für Senior*innen.  

• Wohnkonzepte für Junge: Wohnheiminitiativen für Azubis und Studierende. Bei 
der Schaffung von Studierenden- und Auszubildendenwohnraum muss darauf 
geachtet werden, dass eine menschenwürdige Mindestwohnfläche nicht 
unterschritten wird.  
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Gesundheit – Gemeinwohl statt Profite 
Das Gesundheitssystem in unserem Land hat schon lange nichts mehr damit zu tun, dass 
die Patient*innen bestmöglich versorgt werden. Seit Jahrzehnten wird das 
Gesundheitswesen unter Druck gesetzt, Profite zu machen. Wir aber sagen: Gesundheit 
ist keine Ware, sondern ein Recht – Menschen müssen über Profiten stehen! Die 
medizinische Versorgung ist keineswegs besser geworden, seitdem sie den Gesetzen 
des Marktes überlassen wurde – im Gegenteil: In der Pflege fehlt es an Personal, 
Facharzttermine sind Mangelware und viele Menschen finden keinen Hausarzt mehr. Der 
Weg zum nächsten Krankenhaus wird immer länger, weil Kliniken aus Kostengründen 
geschlossen werden, obwohl die Menschen vor Ort sie dringend brauchen. 

 

Krankenhäuser 

Durch die Einführung der Fallpauschalen zur Finanzierung der Behandlung in den 
Krankenhäusern, anstelle der Finanzierung nach Bedarf, wurde die stationäre Medizin 
einem enormen Kostendruck ausgesetzt. Die Gewinnerzielung hat private 
Krankenhauskonzerne (teils börsennotiert) immer mehr Raum in der 
Krankenhauslandschaft einnehmen lassen. Mit einem hohen „Patientendurchlauf“, vielen 
lukrativen, oft überflüssigen Operationen und massiven Einsparungen beim Personal ist 
die medizinische Versorgung zu einem lohnenden Geschäft geworden. Krankenhäuser 
hingegen, die sich um die Grundversorgung und die täglichen Notfälle kümmern, haben 
das Nachsehen. Sie schreiben rote Zahlen. Immer mehr Kliniken in Rheinland-Pfalz 
schließen oder sind von der Schließung akut bedroht; insbesondere im ländlichen Raum 
tun sich (lebens-) bedrohliche Versorgungslücken auf. 

Wir wollen ein Gesundheitssystem, das für die Menschen da ist und nicht dafür, die 
Profite von beispielsweise privaten Krankenhausgesellschaften, den pharmazeutischen 
Unternehmen und den Medizintechnik-Unternehmen zu maximieren. 

Ein Krankenhaus soll kostendeckend wirtschaften, gute Arbeitsbedingungen für seine 
Beschäftigten bieten und Patient*innen bestmöglich versorgen, aber nicht 
Aktionär*innen Dividenden einbringen! Uns ist bewusst, dass dies die privaten 
Krankenhauskonzerne abschrecken wird – und das ist auch gut so! Denn die Linke macht 
sich dafür stark, die Krankenhäuser wieder in die öffentliche Hand zurückzuführen. 
Gesundheitsvorsorge ist elementare Daseinsvorsorge und gehört in die öffentliche 
Hand! 

Deshalb fordert Die Linke: 

• Flächendeckende Sicherstellung der medizinischen Versorgung: Es muss 
unverzüglich durch gesetzliche Vorgaben verhindert werden, dass 
Krankenhäuser und Krankenhausabteilungen in der Fläche und den Städten auf 
Grund der wirtschaftlichen Interessen der Krankenhausträger geschlossen 
werden. Einzig und allein die Bedarfe der Patienten und Patientinnen können der 
Maßstab für die Anzahl und Lage der Krankenhäuser sein. Als Übergang muss 
dafür gesorgt werden, dass Pauschalen für die Häuser der Grundversorgung 
einschließlich Geburtshilfe, Kinderheilkunde und Notfallabteilungen erhöht bzw. 
geschaffen werden. 
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• Krankenhäusern in öffentlicher Hand: Krankenhäuser in privater Hand müssen 
Schritt für Schritt wieder in öffentliches Eigentum überführt und damit der 
Gewinnlogik entzogen werden. Auch kirchliche Krankenhäuser sind kein 
geeigneter Ersatz für staatliche Gesundheitsinfrastruktur, u.a. wegen der 
frauenfeindlichen Politik der Kirchen.  

• Anpassung der Gehälter für Fachpersonal: Die Einstiegsgehälter für 
Pflegefachpersonal müssen für alle Berufsgruppen im Gesundheitswesen z.B. 
auch für die Angestellten im Rettungsdienst erhöht werden. 

• Personalschlüssel: Personaluntergrenzen müssen eingehalten, 
Personalschlüssel für alle Berufsgruppen im Gesundheitswesen müssen 
gesetzlich verankert werden plus Sanktionierungsregelungen bei Nichteinhalten 
gegenüber dem Arbeitgeber und Erholungsmechanismen für unterbesetzte 
Dienste für die Arbeitnehmenden. Als Beispiel soll die gesetzlich bereits geltende 
PPR2.0 im Bereich der Pflegefachkräfte wirken. Springerpools, 
Bereitschaftsdienste sind einzurichten, damit in den Versorgungsbereichen nicht 
mehr an freien Tagen ungeplant eingesprungen werden muss.  

• Arbeitszeitverkürzung: Forderung nach einer 38,5 Stunden Woche für 
Beschäftigte im Gesundheitswesen – mit dem langfristigen Ziel einer Reduzierung 
auf 35 Stunden bei vollem Lohnausgleich.  perspektivisch einer 35 Stunden 
Woche  bei vollem Gehalt 

• Unterstützung von Gewerkschaften und dem Pflegeaufstand Rheinland-Pfalz:  

• Die Gewerkschaft ver.di und der Pflege.Auf.Stand RLP kämpfen für bessere 
Arbeitsbedingungen für alle Beschäftigten und setzen sich für flächendeckende 
Tarifverträge ein - auch bei kirchlichen Trägern. Wir unterstützen diesen Kampf, 
damit auch für kirchlich Beschäftigte das gleiche Recht gilt. 

Zum Thema Pflegekammer Rheinland-Pfalz:  

• Die Linke sieht keine Notwendigkeit für eine Pflegekammer. Im Moment ist die 
Existenz der Pflegekammer in Rheinland-Pfalz ein Nachteil für die Pflegenden. 
Nur in Rheinland-Pfalz müssen die Pflegepersonen für eine Kammer bezahlen. In 
dem zweiten Bundesland mit Kammer, in NRW, werden die Kosten von dem 
Bundesland getragen. In Niedersachsen und Schleswig-Holstein wurden die 
Pflegekammern abgeschafft, in Baden-Württemberg legten über 53.000 
Pflegepersonen Widerspruch ein, so dass die Pläne der Landesregierung für die 
Errichtung einer Kammer gestoppt wurden.  

• Wir sagen Schluss mit der Benachteiligung der rheinland-pfälzischen 
Pflegekräfte! 

• Die Pflegekammer soll Patient*innen oder Bewohner bzw. Klienten vor 
unsachgemäßer Pflege schützen und sicherstellen, dass Pflegepersonen 
professionell arbeiten. Dies ist unserer Ansicht nach Aufgabe des Staates. Diese 
Aufgabe den Pflegepersonen selbst zu übertragen und sie dafür auch noch selbst 
bezahlen zu lassen, ist ein Unding. 
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• Die Pflegekammer hat nicht zu besseren Arbeitsbedingungen und genügend 
Pflegepersonal geführt. Sie hat keinen Einfluss auf die Rahmenbedingungen der 
Pflege ausgeübt. Die Pflegekammer Rheinland-Pfalz hat eine Berufsordnung 
beschlossen, die, anstatt die Arbeitgeber, die Pflegepersonen in die Pflicht 
nimmt. Der Druck auf die Beschäftigten wird weiter erhöht und „die Arbeitgeber“ 
und „die Politik“ sind fein raus. 

• Trotzdem hören wir auch den gewählten Vertreter*innen zu und werden deren 
Anliegen stets dann unterstützen, wenn es zum Wohle der Pflegepersonen bzw. 
der zu Pflegenden ist. 

• Die Linke in Rheinland-Pfalz setzt sich für eine Befragung aller Mitglieder der 
Pflegekammer in Rheinland-Pfalz ein. Die Pflegenden sollen selbst und 
demokratisch innerhalb des ersten halben Jahres der dritten Pflegekammer 
Vertreterversammlung entscheiden, ob sie die Kammer nicht wieder abschaffen 
wollen. Ein zuvor transparent festgelegtes Quorum wie viele Mitglieder 
abstimmen müssen, um für die Befragung eine Gültigkeit zu erlangen, soll 
festgelegt werden. Sollte die Mehrheit sich für die Pflegekammer aussprechen, 
so müssen die Zwangsbeiträge abgeschafft werden. Da es sich um eine 
gesellschaftliche Aufgabe handelt, muss das Geld dafür aus dem Staatshaushalt 
kommen. 

 

Bessere ärztliche Versorgung auf dem Land 

Seit den 90er Jahren wurde auf Drängen der Ärzteschaft für sämtliche Kassenarztsitze 
eine Zulassungsbeschränkung eingeführt. Auf diese Weise erwuchs den 
niedergelassenen Ärzt*innen keine weitere Konkurrenz. Nun sind die Haus- und 
Fachärzt*innen im Rentenalter angekommen, ohne rechtzeitig für Nachfolger gesorgt zu 
haben. Hinzu kommt – neben anderen Gründen-, dass in den letzten Jahrzehnten die 
Medizinstudienplätze in ganz Deutschland reduziert wurden.  

Die Kassenärztlichen Vereinigungen stehen durch ihre Zulassungsbeschränkungen einer 
sektorenübergreifenden medizinischen Versorgung im Weg. Die Verbindung von 
ambulanter und stationärer Medizin, die insbesondere auf dem Lande helfen könnte, den 
Ärztemangel abzubauen, wird dadurch erschwert.  

Deshalb fordert Die Linke: 

• Kommunale Behandlungszentren: Integration von kommunalen 
Behandlungszentren, in denen die Psychotherapie gemeinsam mit anderen 
Therapeut*innen (Ergotherapie, Physiotherapie, Sozialarbeiter*innen und 
Pflegefachkräften) und Ärzt*innen gemeinsam die Patient*innen vor Ort 
versorgen. Die Etablierung solcher medizinischen Versorgungszentren muss 
durch das Land finanziell unterstützt werden. Die Übernahme von Kassensitzen 
durch private Gesundheitskonzerne darf nicht länger erlaubt sein!  

• Entbürokratisierung in der medizinischen Versorgung: In allen Bereichen der 
medizinischen Versorgung ist eine Entbürokratisierung nötig. Die Beschäftigten 
in den Gesundheitsberufen sollten weniger Zeit für Formulare aufwenden 
müssen, um mehr Zeit für ihre Patient*innen zu haben. Praxisangestellte* werden 
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nach Tariflohn mit der richtigen Einstufung bezahlt. Nur so können für die 
Fachangestellten*innen gute Arbeitsbedingungen ermöglicht werden und wird 
dem Fachkräftemangel entgegengewirkt. Budgetierungen, die die Anzahl der 
behandelten Patient*innen oder die Art bzw. den Umfang der Behandlung 
einschränken, lehnen wir ab. Auch ambulante Medizin muss evidenzbasiert und 
wirtschaftlich ausgeübt werden. Das bedeutet, die Patient*innen erhalten die 
Versorgung, die medizinisch geboten ist. 

• Ausbau der Medizinstudienplätze: Die Anzahl an Medizinstudierenden ist für 
den Bedarf viel zu gering. Die Studienplätze für Medizin müssen ausgebaut 
werden und wir unterstützen die Forderung nach einer zweiten medizinischen 
Hochschule in Rheinland-Pfalz. Der NC von 1,0 als Zulassung zum Medizin 
Studium ist neu zu überdenken. Faire Vergütung während des Praktischen Jahres 
wird als Notwendigkeit angesehen. 

 

Bessere ambulante psychotherapeutische Behandlung 

Wir wollen auch die psychosoziale und psychiatrische Versorgung verbessern: Die Zahl 
der psychischen Erkrankungen ist in den vergangenen Jahren stark gestiegen – die Zahl 
der Therapieplätze aber nicht. Psychische Erkrankungen sind nicht nur ein individuelles, 
sondern auch ein gesellschaftliches Problem. Sie werden durch prekäre und 
überlastende Arbeitsverhältnisse, Armut, Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen 
verstärkt. Obwohl Prävention sowie frühzeitige Intervention und Behandlung wichtig 
sind, um komplizierte Krankheitsverläufe zu verhindern, warten Betroffene oft lange auf 
einen kassenärztlichen Behandlungs- oder Therapieplatz, besonders im ländlichen 
Raum. Rund 40 Prozent der Patient*innen mit einer psychischen Erkrankung warten 
mindestens drei bis neun Monate auf eine Behandlung bei einer*einem vertraglichen 
Psychotherapeut*in. 

Statt die Hindernisse zu beseitigen, wird im Gesundheitsministerium über Fallpauschalen 
bei der ambulanten Versorgung nachgedacht. Eine Maßnahme, die wir als Linke 
ablehnen. 

Deshalb fordert Die Linke: 

• Keine pauschalen Regelungen: Bei psychischen Erkrankungenkann es keine 
pauschalen Regelungen geben, wie lange eine Behandlung dauert und es kann 
kein Instrument sein, um mehr Plätze zu schaffen. 

• Zugang zu ambulanter Psychotherapie erleichtern: Die psychotherapeutische 
Versorgung muss verbessert werden. Es sind dringend mehr 
Psychotherapeut*innen für die ambulante Behandlung notwendig. Die 
Kostenerstattung durch die Krankenkassen muss einfacher und zuverlässiger 
geregelt werden. 

 

Verbesserungen bei der Schwangerenberatung 

Alle Schwangeren sollen bei Bedarf ungehinderten und barrierearmen Zugang zu einer 
wohnortnahen und weltanschaulich neutralen Schwangerschaftskonfliktberatung 
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haben. Im Falle der Entscheidung für einen Abbruch muss dieser ebenso ungehindert, 
barrierefrei und wohnortnah in einer Klinik oder Praxis durchführbar sein incl einer 
allumfassenden, ganzheitlichen Aufklärung bzgl. der Behandlung 

Deshalb fordert Die Linke: 

• Flächendeckendes Angebot an ambulanten und stationären Einrichtungen: 
Auch in Zukunft muss ein flächendeckendes Angebot an ambulanten und 
stationären Einrichtungen nach Vorgaben des Schwangerenkonfliktgesetzes 
gesichert werden. 

• Qualifizierte Fachkräfte: Da Schwangerenberatung eine gesetzlich 
vorgeschriebene Pflichtaufgabe ist, die zudem hochqualifizierter Fachkräfte 
bedarf, muss sie auch vollständig vom Staat finanziert werden. 

 

Solidarische Gesundheitsversicherung/Bürger*innenversicherung 

Durch das zweigleisige Krankenversicherungssystem in Deutschland hat sich eine 
Zweiklassenmedizin entwickelt. Im ambulanten Bereich werden die Leistungen für 
privatversicherte Patient*innen in den Arztpraxen deutlich höher bezahlt. Praxissitze in 
Stadtteilen mit vielen Privatpatient*innen sind deshalb sehr begehrt. Die übrigen 
Stadtteile und ländliche Strukturen leiden zunehmend an Unterversorgung. 
Kassenpatient*innen müssen bei Fachärzt*innen lange Wartezeiten in Kauf nehmen.  

Deshalb fordert Die Linke: 

• Gesundheitsversicherung: Eine solidarische Gesundheitsversicherung, die von 
allen in Deutschland lebenden Menschen finanziert wird, denn dann können auch 
die Beitragssätze sinken. Alle Einkommensarten sind einzubeziehen, auch die 
aktuell noch privat Versicherten, müssen entsprechend ihres gesamten 
Einkommens aus Löhnen, Honoraren sowie Miet-, Pacht- und Kapitalerträgen in 
die Gesundheitsversicherung einzahlen. 

• Abschaffung der Beitragsbemessungsgrenze: Die Beitragsbemessungsgrenze 
muss abgeschafft werden. Der Beitrag richtet sich nach der Leistungsfähigkeit. 
Künftig soll sich der Beitrag zur Krankenversicherung an der tatsächlichen 
Leistungsfähigkeit orientieren – starke Schultern tragen mehr. Wer mehr verdient, 
zahlt auch über der bisherigen Grenze hinaus Beiträge, und das System wird 
gerechter. 

• Beihilfe reformieren: Die Gesundheitsversorgung der Beamt*innen soll in die 
Solidarische Gesundheitsversicherung überführt werden. Als erster Schritt wird 
für Beamt*innen eine echte Wahlfreiheit zwischen Beihilfesystem und GKV 
eingeführt (mit Zahlung der Arbeitgeberbeiträge durch den Arbeitgeber). 

• Zuzahlungen abschaffen: Auch wenn über Zuzahlungen auf Bundesebene 
entschieden wird, setzten wir uns auf Landesebene mit Nachdruck dafür ein, 
dass Patient*innen bundesweit entlastet und Eigenbeteiligungen Schritt für 
Schritt abgeschafft werden. 
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Besserer Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 

Arbeitsschutzgesetze wurde durch Gewerkschaften in den letzten Jahrhunderten hart 
erkämpft. Allerdings hapert es massiv bei der Umsetzung in den Betrieben. Unkenntnis, 
Kostendruck und schlichter Unwille sorgen dafür, dass viele Arbeitgeber*innen den 
Arbeitsschutz missachten. nicht so genau nehmen. Die Linke unterstützt 
Gewerkschaften, Betriebsräte und Personalräte im Kampf um mehr Mitbestimmung im 
Arbeits - und Gesundheitsschutz und bei der Durchsetzung der Gesetze, die die 
Beschäftigten besser schützen sollen. 

Nach wie vor arbeiten viele Menschen unter krankmachenden Bedingungen. Viele 
Beschäftigte berichten von mangelnder Schutzausrüstung in verschiedensten 
Arbeitsbereichen und einer zu hohen Stressbelastung. Weniger als die Hälfte der 
Betriebe nur erfüllt die Forderungen des Arbeitsschutzgesetzes. Hiernach muss für 
jeden Arbeitsplatz eine Belastungs- und Gefährdungsanalyse erstellt werden.   
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Bildung für Alle und für jedes Alter 
Bildung ist ein essenzielles Thema, denn sie bestimmt für die meisten Menschen die 
Chancen, die sie im Leben haben werden. Bildung betrifft jedes Alter: Angefangen bei 
unseren Kleinsten, die durch gute Kinderbetreuung auf den Eintritt ins Schulleben 
vorbereitet werden über Schülerinnen, die gemeinsam lernen sollten, anstatt nach ihrer 
Herkunft in Schularten sortiert zu werden, bis hin zu beruflicher Ausbildung und Studium 
an Hochschulen, die ohne Rücksicht auf die Herkunft allen offen stehen müssen. Kita, 
Schule und Hochschule sind auch Arbeitsplätze für viele Menschen, die unter den 
Sparmaßnahmen und dem Personalabbau der letzten Jahrzehnte leiden. Während die 
Anforderungen steigen, ist Personal knapp. Und schließlich ermöglicht die Betreuung der 
Kinder in Kitas und Ganztagschulen, dass Familien ihren Arbeitsalltag organisieren 
können, und fördert die Vereinbarkeit von Familie, Beruf, Pflege und gesellschaftlichem 
Engagement. Doch das gesamte Bildungssystem ist unterfinanziert. Nicht nur Personal 
fehlt, viele Einrichtungen stehen auch bei Ausbau und Instandhaltung von Gebäuden und 
Anlagen vor erheblichen Schwierigkeiten. Die Bildungschancen der Kinder hängen noch 
immer in zu großem Ausmaß von der sozialen Stellung der Eltern ab. Das wollen wir 
ändern: Alle Menschen müssen die gleichen Chancen haben!    

Kitas und schulische Nachmittagsbetreuung 

Kinder brauchen ein sicheres Umfeld, indem sie das Zusammenleben lernen und ihre 
Erfahrungen und Eindrücke verarbeiten können. Kinderbetreuung muss inklusiv und 
wohnortnah gestaltet sein, sowie dem sozialen Hintergrund der Familien Rechnung 
tragen. Die Bedürfnisse aller Kinder müssen berücksichtigt und erfüllt werden. 
Erzieher*innen leisten eine wichtige Arbeit, bei der sie neben der pädagogischen 
Arbeit mit den Kindern weitere umfangreiche Aufgaben, wie die Dokumentation und die 
Vor- und Nachbereitung pädagogischer Angebote, erledigen. Eine hohe pädagogische 
Qualität erfordert die Arbeit in multiprofessionellen Teams. Hierbei werden an die 
Qualifikation und die Zusammenarbeit der Erzieher*innen weitere Ansprüche gestellt, 
die mehr Zeit zur Koordination und Konzeption der Arbeit erfordert. Während die 
Anforderungen steigen, ist Personal knapp. Die Kinderbetreuung ist unterfinanziert. 
Viele Einrichtungen stehen bei Ausbau und Instandhaltung von Gebäuden und Anlagen 
vor erheblichen Schwierigkeiten. 

Deshalb fordert Die Linke: 

• Eine KiTa für Alle: Mit ausreichend Räumen, Personal und für alle Beteiligten 
praktikable Therapie und Förderangebote. 

• Mehr Geld für Kindertagesstätten: Kindertagesstätten und andere 
Betreuungseinrichtungen brauchen mehr Geld. Zudem bedarf es einer 
vollständigen Beitragsfreiheit, auch für unter Zweijährige. 

• Ausbau und Instandhaltung der Einrichtungen: Der Ausbau und die 
Instandhaltung der Einrichtung müssen Aufgabe des Landes werden. Zudem 
muss dies ausreichend finanziert werden. 

• Bessere Arbeitsbedingungen für Erzieher*innen: Die Arbeitsbedingungen für 
Erzieher*innen müssen verbessert werden. Damit kann eine Aufwertung des 
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Erzieher*inneberufs erreicht werden und helfen den Personalmangel zu 
beheben.  

• Ausgestaltung inklusiver Bildung: Dies betrifft die auskömmliche Ausgestaltung 
inklusiver Bildung von Lehrmaterial, multiprofessionellen Teams bis zur 
Gebäudeanpassung. Und das für jedes Alter. 

• Förderung außerschulischer Bildungsangebote für Kinder und Jugendliche 
jeden Alters. Förderung entsprechender Organisationen und Vereine. 

 

Eine Schule für alle! 

Bildung ist ein Menschenrecht und die Zukunft unserer Kinder. Allerdings wird bei 
Betrachtung des rheinland-pfälzischen Bildungssystems schnell klar, dass noch 
erhebliche Defizite vorliegen. Es wird Zeit, dass wir mit unserem Bildungssystem endlich 
im 21. Jahrhundert ankommen und dieses gerechter gestalten, sodass auch Kinder aus 
nicht-akademischen Haushalten einen besseren Zugang zu guter Bildung bekommen. 
Dafür ist es wichtig, dass wir es schaffen, endlich das gegliederte Schulsystem zu 
überwinden, da dieses System schon im Kindesalter Ungleichheiten zementiert und 
dazu führt, dass für viele Kinder die Zukunftschancen verbaut werden. Daher wollen wir 
eine „Schule für Alle“ nach dem skandinavischen Vorbild als Regelschule einführen, um 
den Lernenden ein hohes Bildungsniveau garantieren zu können, um Ungleichheiten 
abzubauen und allen eine gute Zukunft zu ermöglichen. Weiterhin müssen wir Lösungen 
für den akuten Lehrermangel finden, laut der Gewerkschaft GEW fehlen in Rheinland-
Pfalz zudem 5.000 Lehrkräfte. Des Weiteren leiden die meisten Schulen unter 
mangelnder Ausstattung und maroder Einrichtung vor. Der Sanierungsstau an Schulen 
ist immens, beispielsweise müssten für eine Kernsanierung des Georg-Kerschensteiner-
Berufsbildungszentrum in Ludwigshafen insgesamt 300 Millionen Euro aufgebracht 
werden. Und diese Schule ist nicht die einzige. 

Deshalb fordert Die Linke: 

• Eine Schule für Alle: Wir sprechen uns gegen eine frühzeitige Selektion von 
Schüler*innen aus, damit wir ihnen nicht schon frühzeitig Perspektiven nehmen. 
Deswegen eine Schule für alle ohne verpflichtende Hausaufgaben statt des 
mehrgliedrigen Schulsystems. 

• Kostenloses Schulessen: Mit leerem Magen lernt es sich schlecht. Deswegen ein 
kostenloses und gesundes Schulessen, vor Unterrichtsbeginn und Mittags. 
Ebenso gemeinsames Zubereiten von Mittagessen und Lebensmitteln, sowie 
mehr Schulgärten. 

• Kostenlose Periodenprodukte an allen Schulen und Hochschulen. 

• Kurze Schulwege: Kurze Wege für kurze Beine. Lange Schulwege belasten Eltern 
und Kinder und reduzieren im Ergebnis die Bildungschancen sowieso 
benachteiligter Kinder. Die Personenbeförderung muss für alle Kinder kostenlos 
sein.  
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• Besseres Lernen: Besseres Lernen erreichen durch kleinere Klassen, mehr 
Lehrer*innen und multiprofessionelle Teams. 

• Gestaltung von Beratungsangeboten: Die auskömmliche Gestaltung von 
Beratungsangeboten und konkreten Hilfeleistungen zur Umsetzung 
selbstbestimmter Zugänge in allen Lebensbereichen inklusive Wohnen, Leben 
und Arbeiten. Beratungsangebote für Schulabbrecher*innen. 

 

Berufliche Ausbildung 

Auch bei der Ausbildung weist das Bildungssystem in Rheinland-Pfalz Mängel auf. Im 
Jahr 2022 haben in Rheinland-Pfalz 7,8 Prozent der Schüler*innen nach Beendigung der 
Schulpflicht die allgemeinbildende Schule ohne ersten Schulabschluss verlassen. Damit 
liegt Rheinland-Pfalz über dem Bundesdurchschnitt. Immer mehr junge Menschen 
hängen bei der Ausbildungsplatzsuche in einer Warteschleife fest. Dies betrifft 
hauptsächlich Migrant*innen oder Menschen mit Berufsreife. Gleichzeitig beklagen 
Betriebe den Fachkräftemangel, bilden dennoch immer seltener selbst aus. Betriebe, die 
ausbilden können, dies jedoch nicht tun, sollten mindestens mit einer 
Ausbildungsplatzumlage an der Finanzierung der Ausbildung beteiligt werden. Damit 
werden vor allem kleinere und mittlere Betriebe entlastet, die ihrer Verantwortung 
gerecht werden. Die Ausbildungsbedingungen müssen verbessert werden, um 
Menschen einen erfolgreichen Start in ein gutes Berufsleben zu ermöglichen. 

Deshalb fordert Die Linke: 

• Solidarische Ausbildungsumlage: Betriebe, die nicht ausbilden, müssen in einen 
Fonds einzahlen, um Betriebe, die ausbilden zu entlasten. Deswegen eine 
solidarische Ausbildungsumlage. 

• Wohnheimplätze für Auszubildende: Unternehmen sollten dazu verpflichtet 
werden, sich insbesondere im ländlichen Raum an der Schaffung von 
öffentlichem Wohnraum, etwa bezahlbaren Wohnheimplätzen für Auszubildende, 
finanziell zu beteiligen. 

• Jede Ausbildung gebührenfrei: Jede Ausbildung soll vollqualifizierend und 
gebührenfrei sein. Wir wollen, dass das Schulgeld entfällt und Azubis eine 
Mindestausbildungsvergütung erhalten (80 Prozent der durchschnittlichen 
tariflichen Ausbildungsvergütung der Branchen). Nach der Ausbildung sollen alle 
Azubis von den Betrieben ohne Probezeit unbefristet übernommen werden.  

• Schulische Ausbildungen erhalten: Schulische Ausbildungen sollen erhalten 
bleiben. Wer eine solche dreijährige Ausbildung durchläuft, soll Anspruch auf das 
sogenannte Aufstiegs-BaföG haben und keinerlei Sanktionen unterliegen. Der 
BaföG-Satz wird stetig der Inflation angeglichen. Einrichtungen, die solche 
Fachschulausbildungen anbieten, sollen durch die Länder gefördert werden. 

• Aufwertung von Berufen mit hohem Frauenanteil: Geschlechterspezifische 
Ungleichgewichte auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sollen u.a. durch 
geschlechtersensible Bildung und die Aufwertung schlecht bezahlter Berufe mit 
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hohem Frauenanteil überwunden werden. Politische Bildung, Medienkompetenz 
und KI-Wissen sollen Teil der beruflichen Ausbildung sein. 

• Mitbestimmungsrechte von Auszubildenden stärken: Die Mitwirkung von 
Auszubildenden in den Personalvertretungen muss garantiert werden. 

• Tarifvertragliche Löhne: Wir unterstützen die Gewerkschaften und deren 
Jugendorganisationen bei ihrem Kampf für bessere tarifvertragliche Lösungen. 
Ausbildungen, die nicht dual erfolgen, etwa in allen Sozial-, Gesundheits- und 
Erziehungsberufen, müssen besser entlohnt werden. Studentische Beschäftigte 
müssen tarifvertraglich abgesichert werden. 

 

Hochschule und Weiterbildung 

Eine zukunftsorientierte Hochschule muss jedem und jeder offenstehen und Freiheit in 
Forschung und Lehre garantieren – und deshalb von der öffentlichen Hand getragen und 
finanziert werden. Davon sind die Hochschulen in Rheinland-Pfalz weit entfernt. Der 
Zugang zu Universitäten ist sozial selektiv, mit schlechteren Chancen für Kinder aus 
nicht-akademischen Elternhäusern, die Beschäftigten leiden unter befristeten 
Arbeitsverträgen und dauerhafter Überlastung, Personal zur Sicherstellung der 
grundständigen Lehre fehlt und der bauliche Zustand vieler Universitätsgebäude ist 
schlecht. Beispielsweise fehlen an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
(Campus Kaiserslautern) rechnerisch jährlich für eine sachgerechte Instandhaltung 31 
Millionen Euro. Im Jahr 2023 profitierten im Schnitt nur 12,3 Prozent der Studierenden in 
Rheinland-Pfalz vom Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG). Die Bedarfssätze 
liegen unterhalb der Armutsgrenze. Deshalb fordern wir, dass die Höhe regelmäßig an 
die Lebenshaltungskosten angepasst werden und nicht weiter unterhalb der 
Armutsgefährdungsgrenze liegen. Des Weiteren muss BAföG für alle sein, also eltern-, 
alters- und herkunftsunabhängig, existenzsichernd, unbefristet und als Vollzuschuss. 

Insbesondere im Bereich der Lehrerbildung braucht es hier praxisnahe und 
lebensrealitätsnahe Rahmenbedinungen. Wenn man Schüler*innen gute Bildung 
gewährleisten möchte, müssen auch die Rahmenbedingunen geschaffen werden. Wir 
setzen uns neben der Schule für alle, für eine bessere Ausbildung der Lehrer*innen an 
den aktuell noch bestehenden Schulformen ein, um Schüler*innen eine angemesse 
Bildung zu gewährleisten. 

Der Mensch lernt nie aus. Deswegen setzen wir uns für lebenslanges und 
lebensbegleitendes Lernen ein. Dies dient als Angebot zur Selbstoptimierung. 
Entscheidend dafür sind gute Arbeitsbedingungen und eine gute Entlohnung durch die 
Träger in allen Bereichen der Erwachsenenbildung. Deshalb fordern wir. 

Deshalb fordert Die Linke: 

Einen Tarifvertrag für alle in der Weiterbildung Beschäftigten 

• Freistellung für Weiterbildungen: Eine gesetzlich geregelte Freistellung von 
Beschäftigten sollte es für verschiedene Weiterbildungen und nicht nur für 
berufliche Weiterbildungen geben. 
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• Berufsabschlüsse nachholen: Menschen ohne Ausbildung sollten einen 
Anspruch auf verlängerte Umschulungen und auf erleichterte Externenprüfungen 
erhalten, damit sie anerkannte Berufsabschlüsse nachholen können. 

• Personal ausfinanzieren: Die Lehre an Hochschulen und in der Weiterbildung 
muss durch fest angestellte Mitarbeitende sichergestellt sein. Lehraufträge 
können dies nur punktuell und kurzfristig ergänzen, die Dozent*innen müssen 
dabei eine an den Tarif angeglichene Vergütung erhalten.  

• Praxisorientiere Lehrer*innenausbildung: Es braucht mehr Praxis im 
Lehramtsstudium und eine bessere Verzahnung zwischen Studium und 
Vorbereitungsdienst. Das Lehramtsstudium soll stärker dual gedacht werden. 

• Dauerstellen statt Kettenbefristung: Insbesondere promovierte 
Mitarbeiter*innen an Universitäten (PostDocs), die zentrale Aufgaben in 
Forschung und Lehre übernehmen, brauchen entfristete Stellen statt immer neu 
befristete Arbeitsverträge. Wissenschaftliche und nichtwissenschaftliche 
Mitarbeiter*innen müssen eine dauerhafte und planbare Beschäftigung haben. 

• Genug Zeit für die Promotion: Haushaltsfinanzierte Promotionsstellen sollen 
mindestens sechs Jahre laufen und Promovierenden ausreichend Zeit für ihre 
Dissertation bieten. Die im Wissenschaftszeitvertragsgesetz enthaltene 
Tarifsperre wollen wir aufheben. 

• Gesicherte Grundfinanzierung von Hochschulen: Eine auskömmliche 
Grundfinanzierung der Hochschulen statt Abhängigkeit von Drittmitteln. So 
wollen wir Wissenschaftsfreiheit sichern und Kettenbefristungen von 
Arbeitsverhältnissen verhindern. 

• Finanzierung der Studierendenwerke: Die Studierendenwerke müssen 
ausreichend finanziert werden, damit sie die Semesterbeiträge, Mensapreise und 
Wohnkosten für Studierende senken können. 

• Hochschulen öffnen: Der Zugang zur Universität soll mit Fachabitur, beruflicher 
Ausbildung oder vergleichbaren Abschlüssen möglich sein. Wir sind gegen 
Studiengebühren, unabhängig vom Pass oder von der Studiendauer. 

• Anerkennung von Abschlüssen: Für Geflüchtete und andere Studierende muss 
eine unbürokratische Anerkennung von Abschlüssen und ein vereinfachter 
Zugang zum Studium ermöglicht werden. Dafür müssen zusätzliche 
Studienplätze geschaffen werden. 

• Demokratische Hochschulen: Wir wollen eine demokratische Hochschule, in der 
Studierende, wissenschaftliche Angestellte, Professor*innen und das 
wissenschaftsunterstützende Personal gemeinsam entscheiden. Die 
autokratische Herrschaft durch Präsidien und Professor*innen ist nicht mehr 
zeitgemäß und muss beendet werden. Hierfür brauchen wir eine echte 
Mitbestimmung durch die Personalräte, Gleichberechtigung aller Gruppen in den 
Senaten und wirkmächtige, demokratisch verfasste Studierendenschaften, die 
die Studierenden organisieren.  
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• Aus- und Aufbau digitaler Infrastrukturen an den Hochschulen: Es braucht 
einen Hochschul-Digitalpakt, der zusätzliche finanzielle Mittel von Bund und 
Ländern vorsieht. 

• Wissenschaftliche Kooperationen: Auf- und Ausbau akademischer 
Kooperationen zu zivilen wissenschaftlichen Zwecken auf Augenhöhe mit 
Hochschulen, Bildungs- und Kulturinstitutionen in aller Welt. Wissenschaftliche 
Kooperationen in der Forschung sollen zur Friedensförderung beitragen. 
Programme zum internationalen Austausch und vor allem zum Schutz politisch 
verfolgter und gefährdeter Wissenschaftler*innen wollen wir absichern und 
ausbauen. 

• Zivilklausel verankern: An allen Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
muss die Zivilklausel verankert werden und Friedensforschung müssen gefördert 
werden. 

• Offenlegung von Verträgen: Verträge zwischen Hochschulen und privaten 
Unternehmen oder Stiftungen müssen offengelegt werden. Öffentliche 
Forschungsmittel dürfen nicht für Zwecke der individuellen Bereicherung 
missbraucht werden. 
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Wirtschaft – sozial gestalten – von links! 
Wir wollen eine andere Wirtschaftspolitik: demokratisch, sozial und ökologisch. Unser 
Ziel ist es die öffentliche Wirtschaft und die Landesbeteiligungen zu stärken. Denn wir 
wollen Gemeinwohl statt Profitlogik. Der Trend zur Privatisierung hat vielfach zu 
schlechteren Leistungen, höheren Preisen und einem Abbau demokratischer Kontrolle 
geführt. Wir setzen dagegen auf Rekommunalisierung. 

Rheinland-Pfalz hat keinen gesetzlichen Rahmen, um demokratische 
Arbeitsbeziehungen und Tarifbindung konsequent durchzusetzen. Viele Unternehmen 
erhalten öffentliche Aufträge trotz prekärer Arbeitsbedingungen. Es fließen öffentliche 
Gelder an Unternehmen, die Dumpinglöhne zahlen, Umweltstandards unterlaufen oder 
Betriebsratsarbeit behindern. 

Deshalb fordert Die Linke: 

• Landeseigene Unternehmen gründen oder ausbauen: Zur Stärkung sollten 
landeseigene Unternehmen gegründet oder ausgebaut werden, wie 
beispielsweise eine landeseigene Wohnungsbaugesellschaft, ein öffentlicher 
Energieversorger für erneuerbare Energien oder ein IT-Dienstleister des Landes, 
der unabhängig von Konzernen wie SAP, Amazon oder Microsoft agiert. 

• Kommunale Wirtschaft stärken durch Landeszuschüsse: Durch die 
Rekommunalisierungen von Wasserversorgung, Abfallwirtschaft, Busverkehr, 
Wohnungsbau und Stadtwerken kann die kommunale Wirtschaft gestärkt werden. 

• Transparenzpflicht für Beteiligungen: Alle Landesbeteiligungen müssen 
Berichtspflichten zu sozialen, ökologischen und tariflichen Standards erfüllen. 

• Ausbau gemeinwohlorientierter Wirtschaftsformen: Förderung von 
Genossenschaften, Kommunalunternehmen, Gemeinwirtschaft. 

• Kein Geld an Lohndrücker, Umweltzerstörer oder Unternehmen ohne 
Betriebsrat: Öffentliche Aufträge und Subventionen sind nur an tarifgebundene 
Unternehmen mit echter Mitbestimmung zu vergeben, die ökologische und 
klimapolitische Kriterien erfüllen. Ein Landesvergabegesetz muss soziale, 
ökologische und tarifliche Kriterien zur Pflicht machen. 

• Landesförderbank sozial ausrichten: Die Investitions- und Strukturbank (ISB) 
fördert auch Unternehmen, die Tarifflucht betreiben oder prekäre Beschäftigung 
organisieren. Die ISB muss an soziale, demokratische und ökologische Kriterien 
gebunden werden. Dabei sind vorrangig sozial-ökologische Projekte, 
Existenzgründungen mit Gemeinwohlbindung und betriebliche Mitbestimmung zu 
fördern. 

• Kleine Unternehmen stärken: Viele kleine Betriebe stehen unter Druck durch 
Konzerne, steigende Kosten und fehlende Nachfolge. Deswegen benötigt es 
einen Ausbau von Förderprogrammen für kleine und mittlere Unternehmen und 
die Unterstützung von Betriebsübernahmen durch Beschäftigte. Deswegen 
benötigt es einen Ausbau von Förderprogrammen für kleine und mittlere 
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Unternehmen und die Unterstützung von Betriebsübernahmen durch 
Beschäftigte, sowie eine Unterstützung von Existenzgründungen. 

• Innenstädte beleben: Mit einer Leerstandsstrafe ist gegen Langzeit-Leerstände 
in Innenstädten vorzugehen. Mietendeckel für gewerbliche Räume in 
Innenstädten, Mitspracherecht der Städte und Kommunen bei der Vermietung der 
Räumlichkeiten und Förderung von lokalem Handel statt Großkonzernen und 
internationalen Ketten. Lokale Einkaufsmöglichkeiten sind nicht nur ein 
Wirtschaftsfaktor, sondern ermöglichen vor allem auch Senior*innen weiter 
unabhängig zu bleiben. 

• Regionale Wirtschaftskreisläufe fördern: Lebensmittel, Dienstleistungen und 
Energieversorgung werden zunehmend durch globale Konzerne bestimmt. Dabei 
liegen Lösungen oft vor Ort. Schulen, Kliniken und Kantinen sollen regional 
einkaufen. Zudem unterstützen wir  dieFörderung solidarischer Landwirtschaft 
und regionaler Lebensmittelproduktion. 

• Strukturpolitik gegen Ungleichheit: Viele Regionen in Rheinland-Pfalz, 
insbesondere die Westpfalz, sind strukturell benachteiligt. Zur Strukturförderung 
für benachteiligte Regionen müssen gezielte Investitionen in Infrastruktur, Bildung 
und Kultur getätigt werden. Nur so können gleichwertige Lebensverhältnisse in 
Stadt und Land gesichert werden. 

• Friedenspolitik schafft Arbeit: Rheinland-Pfalz ist Standort zahlreicher US-
Militärbasen. Der Abzug der US-Truppen ist friedenspolitisch geboten und bietet 
gleichzeitig wirtschaftliche Chancen. Dafür benötigt es Umschulung und 
Weiterbildungsprogramme für alle Zivilbeschäftigten und Landesprogramme für 
Ansiedlung ziviler Projekte, z. B. Forschung, Bildung, Soziales. Eine schrittweise 
Transformation militärischer Liegenschaften in zivile Nutzung, auch Konversion 
genannt, und der Erhalt aller Arbeitsplätze zu gleichen oder besseren Konditionen 
sind unser Ziel. 

• Breitband für alle: Gerade ländliche Regionen hinken beim Internetzugang 
hinterher. Digitale Teilhabe darf nicht standortabhängig sein. Schnelle 
Internetverbindungen müssen flächendeckend ausgebaut werden, auch an 
abgelegenen Orten. Es braucht Glasfaser statt Funklösungen als langfristige 
Investition. 

• Klimagerechte Industriepolitik: Industriepolitik findet oft nur unter 
Wettbewerbsaspekten statt, doch auch Industrie braucht soziale Sicherheit und 
Klimaschutz. Wir wollen Landesprogramme zur klimaneutralen Umrüstung von 
Industrie (z. B. Chemieund Maschinenbau),sowie eine Arbeitsplatzgarantie und 
Mitbestimmung im Umstellungsprozess (Just Transition). 

• Wirtschaftsdemokratie an Hochschulen und Forschungseinrichtungen: 
Forschung in öffentlicher Verantwortung gerät zunehmend unter 
Konzernkontrolle. Deswegen dürfen Landesmittel nur für Projekte mit 
gesellschaftlichem, sozialem und ökologischem Nutzen verwendet werden. 
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Drittmitteltransparenz und demokratische Kontrolle an Hochschulen müssen 
verankert und die Zivilklausel erhalten werden.  

• Digitale Barrierefreiheit: Umsetzung auf allen Verwaltungsebenen und 
Serviceleistungen. 

• Ausbau von Mitbestimmung und Teilhabe: Der Ausbau von Mitbestimmung und 
Mitgestaltung durch Menschen mit Beeinträchtigung auf allen politischen Ebenen 
nach dem Motto der UN-Behindertenrechtskonvention „Nichts über uns ohne 
uns“. 

• Kultur fördern: Es bedarf einer gesetzlichen Verpflichtung des Landes die 
Kommunen bei der Umsetzung ihrer Aufgaben im kulturellen Bereich im Sinne der 
Landesverfassung zu unterstützen. Kultur braucht gute Löhne und gute 
Arbeitsbedingungen. 

• Förderung von Sprachkursen: Der Spracherwerb ist nicht nur für die Integration 
elementar, er ist auch Grundlage für die Eingliederung in den Arbeitsmarkt und 
damit die Bekämpfung des Fachkräftemangels. 
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Finanzen 
In einer Zeit, in der Schulen verfallen, Busverbindungen ausgedünnt werden, 
Krankenhäuser schließen und überall Personal fehlt, hören wir von Politik und 
Wirtschaftseliten immer dasselbe: „Es ist kein Geld da.“ Doch das stimmt nicht. 
Deutschland ist so reich wie nie zuvor – aber der Reichtum ist extrem ungleich verteilt. 
Während eine kleine Minderheit über Milliardenvermögen verfügt, kämpfen viele 
Menschen mit steigenden Mieten, höheren Preisen und stagnierenden Löhnen. 

Gleichzeitig wird öffentlicher Reichtum abgebaut: Die Infrastruktur veraltet, soziale 
Einrichtungen werden kaputtgespart, Kommunen schnallen den Gürtel enger. Das ist 
keine Notwendigkeit – das ist politische Entscheidung. Die Schuldenbremse wirkt wie 
eine Abrissbirne für solidarische Politik. Steuervergünstigungen für Reiche, Erbschaften 
ohne angemessene Besteuerung und die politische Bevorzugung großer Konzerne 
zerstören die Grundlagen des Gemeinwohls. 

Reiche und große Konzerne profitieren von Steuerprivilegien und Schlupflöchern. Die 
Folge: Immer weniger bezahlen immer mehr – aber nicht die, die es sich leisten können. 
Die Steuergerechtigkeit ist aus dem Gleichgewicht geraten. Während 
Steuererleichterungen für Reiche Milliarden kosten, fehlt Geld für Maßnahmen gegen 
Armut und soziale Ungleichheit. 

Der Staatshaushalt wird häufig ohne echte Beteiligung beschlossen – gleichzeitig 
bleiben viele Ausgaben intransparent. Immer mehr öffentliche Aufgaben werden 
privatisiert oder ausgegliedert– das gefährdet Versorgungssicherheit, Qualität und 
demokratische Kontrolle. Wichtige Ressourcen wie Grundstücke, Gebäude oder 
technische Infrastruktur werden zunehmend an private Investoren verkauft. Immer mehr 
Mittel werden in Sondervermögen ausgelagert oder über Landesgesellschaften 
verwaltet – oft ohne ausreichende parlamentarische Kontrolle. Zudem zwingt die 
Schuldenbremse die Länder und Kommunen zu Kürzungen selbst bei dringenden 
Zukunftsaufgaben. Investitionen in Kitas, Krankenhäuser, Klimaschutz oder 
Digitalisierung scheitern oft nicht am Willen, sondern an den haushaltsrechtlichen 
Fesseln. Viele Kommunen sind überschuldet, unterfinanziert und dadurch 
handlungsunfähig. Fördermittel werden von kleinen Kommunen oder Initiativen nicht 
abgerufen – zu kompliziert, zu bürokratisch, zu wenig Beratung und die Eigenbeteiligung 
stellt sie wieder vor Herausforderungen. Die Schere zwischen wohlhabenden und 
abgehängten Regionen geht weiter auseinander. 

Wir treten an, das zu ändern. Wir stehen für eine gerechte Verteilung des 
gesellschaftlichen Reichtums, für eine solidarische Steuerpolitik und für ein Land, in dem 
öffentliche Versorgung Vorrang vor privaten Profiten hat. Wir wollen investieren in eine 
Gesellschaft, die niemanden zurücklässt. Alles für alle, statt Luxus für Wenige. Dafür 
treten wir an!  

Deshalb fordert Die Linke: 

• Reichtumsbericht auf Landesebene: Eine Dokumentation, die festhält, wie 
ungleich das Vermögen verteilt ist – als Grundlage für politische Debatten und 
Entscheidungen. 

• Jagdsteuer beibehalten: Wer sich Jagd leisten kann, kann auch einen Beitrag 
zum Gemeinwesen leisten. 
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• Steuerprivilegien streichen: Keine Steuerprivilegien für 
Großgrundbesitzer*innen, Immobilienkonzerne und Holdings. 

• Gewerbesteuerpflicht ausweiten: Große Kanzleien, Praxen, 
Vermögensverwalter*innen und Finanzkonzerne müssen wie andere 
Unternehmen zur Finanzierung des Gemeinwesens beitragen. 

• Finanzämter personell besser ausstatten: Vor allem zur Betriebsprüfung bei 
Großunternehmen und zur Sonderprüfung hoher Einkommen und Vermögen. 

• Mehr Steuerfahndung statt Bürgergeld-Kontrollen: Die größten Ausfälle 
entstehen nicht bei den Ärmsten, sondern bei den Reichsten. 

• Schuldenbremse aus der Verfassung streichen: Die Schuldenbremse verhindert 
Zukunft, nicht Schulden. 

• Landesgesellschaften und Sonderfonds: Bis zur Streichung der 
Schuldenbremse dienen diese als rechtlich saubere Auswege zur Finanzierung 
von Investitionen. 

• Öffentliche Versorgung zuerst – auch verfassungsrechtlich: Öffentliche 
Investitionen in Bildung, Wohnen, Gesundheit und Klimaschutz dürfen nicht unter 
Haushaltsvorbehalt gestellt werden. 

• Langfristige Investitionsquote: Mindestens 10 Prozent des Landeshaushalts 
sollen dauerhaft für soziale und ökologische Zukunftsaufgaben reserviert 
werden. 

• Fördermittel nur gegen Gemeinwohlbindung: Wer Tariftreue verletzt, Klimaziele 
unterläuft oder Beschäftigte ausbeutet, darf keine Steuergelder erhalten. 

• Landesbeteiligungen auf das Gemeinwohl ausrichten, statt sich an Renditen zu 
orientieren. 

• Gemeindefinanzreform: Landesmittel müssen stärker nach Bedürftigkeit verteilt 
werden – insbesondere für strukturschwache Kommunen. 

• Beiträge für Straßenausbau abschaffen: Diese Kosten müssen vom Land 
übernommen werden. Das würde die Menschen direkt entlasten. Insbesondere 
auch in kleinen Kommunen. Darüber hinaus werden hohe Bürokratiekosten zur 
Erhebung eingespart. 

• Konnexitätsprinzip durchsetzen: Wer Aufgaben auf Kommunen abwälzt, muss 
auch die Mittel mitliefern. „Wer bestellt, bezahlt“! 

• Landesprogramm für kommunale Altschulden: Wir unterstützen auf 
Bundesebene Initiativen für einen Schuldenschnitt. 

• Politische und juristische Unterstützung: Kommunen, die für mehr Finanzmittel 
klagen, müssen politisch und juristisch unterstützt werden.  

• Keine Kürzungen: Bei Bildung, Pflege, Klimaschutz und Sozialem – auch in 
Haushaltskrisen. 
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• Privatisierungen verhindern: Öffentliche Aufgaben gehören in öffentliche Hand. 

• Sparkassen vor Fusion und Kommerzialisierung schützen: Sie sind Gemeingut. 

• Girokonto für alle: Banken müssen flächendeckend gebührenfreie Konten für 
Menschen mit geringem Einkommen oder Transferleistungen anbieten. 

• Bürgerhaushalte einführen: Menschen vor Ort entscheiden über Teile des 
Haushalts selbst mit – mindestens ein Prozent des Landeshaushalts. 

• Transparenzgesetz ausweiten: Fördergelder ab 5.000 Euro müssen 
veröffentlicht werden – samt Empfänger, Zweck und Bedingungen. 

• Keine Öffentlich-Privaten Partnerschaften (ÖPP): Sie sind teuer, intransparent 
und demokratisch nicht kontrollierbar. 

• Erhalt öffentlicher Infrastruktur in öffentlicher Hand: 

• Landeseigene Grundstücke gemeinwohlorientiert nutzen: Vergabe in 
Erbpacht, mit Sozialbindung und Vorrang für Kommunen, Genossenschaften oder 
gemeinwohlorientierte Träger. 

• Klare demokratische Regeln für Landesgesellschaften und Sondervermögen.  

• Keine Umgehung des Landtags: Parlamentarische Kontrolle muss für alle 
Haushaltsmittel gelten, ob im Kernhaushalt oder außerhalb. 

• Fördermittel-Beratungszentrum auf Landesebene: Schwerpunkt sollen kleine 
und mittleren Kommunen, gemeinnützige Träger, soziale Initiativen sein. 

• Sozial-ökologische Prioritätensetzung: Was dem Klima hilft und soziale 
Gerechtigkeit stärkt, bekommt Vorrang. 

• Herausnahme des Finanzierungsvorbehalts: aus dem Landesteilhabegesetz 
und allen weiteren Gesetzen und Regelungen die inklusive Maßnahmen betreffen. 

• Erhöhung des Kulturetats des Landes im Bezug auf den Gesamthaushalt: Kunst 
und Kultur gibt es nicht zum Nulltarif. Das Land muss die kommunalen 
Kultureinrichtungen verlässlich institutionell fördern und so dafür sorgen, dass 
den Menschen kulturelle Teilhabe zugänglich ist. 

• Verankerung von Kulturpflege und -förderung: Für die Kulturförderung in 
Verantwortung der Kommunen müssen besondere Regelungen geschaffen 
werden. Deswegen muss sie Pflichtaufgabe mit festgesetzten Standards werden, 
die sich an Bedarfen der jeweiligen Stadt, Gemeinde oder dem Kreis orientieren. 

• Förderung von Freier Software: Freie Software ist essentiell für die digitale 
Selbstbestimmung der Bürger*innen und Verwaltung und sollte daher finanziell 
gefördert werden.  
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Frieden und Abrüstung 
Die weltpolitische Lage spitzt sich dramatisch zu: Statt auf Zusammenarbeit und 
Diplomatie setzen immer mehr Staaten auf Militarisierung und Konfrontation. Auch 
Deutschland beteiligt sich aktiv –durch Waffenlieferungen, politische Rhetorik und eine 
beispiellose Aufrüstung. Ob in Gaza oder in der Ukraine: Kriege prägen unseren Alltag 
und werden genutzt, um im Innern Militarisierung voranzutreiben – durch die geplante 
Wiedereinführung der Wehrpflicht oder zunehmende Repression gegenüber 
Kriegsgegner*innen. Diese Entwicklung betrifft uns alle – ganz besonders in Rheinland-
Pfalz. 

Mit dem Fliegerhorst Büchel ist Rheinland-Pfalz das einzige Bundesland, in dem 
nachweislich Atomwaffen im Rahmen der sogenannten nuklearen Teilhabe lagern. 
Zudem befindet sich neben der Air Base Spangdahlem mit der Air Base Ramstein der 
größte US-Militärstützpunkt außerhalb der Vereinigten Staaten in unserem Land. 
Ramstein ist logistisches Drehkreuz für völkerrechtswidrige Militäreinsätze und 
Drohnenangriffe – und macht Rheinland-Pfalz zu einem Zentrum internationaler 
Kriegspolitik. 

Die Friedensfrage ist eine der zentralen Herausforderungen unserer Zeit. Deshalb 
fordern wir: 

• den sofortigen Abzug aller Atomwaffen aus Rheinland-Pfalz 

• die Umwandlung von Militärstandorten in zivile Nutzung mit nachhaltigen 
Arbeitsplätzen, gemeinsam mit der örtlichen Bevölkerung 

• ein Rheinland-Pfalz, das sich auf Bundesebene klar für Frieden, Abrüstung und 
den Beitritt Deutschlands zum Atomwaffenverbotsvertrag stark macht 

• die Stärkung von Diplomatie, ziviler Konfliktprävention und internationaler 
Zusammenarbeit anstelle von militärischer Eskalation 

• die Einführung einer Zivilklausel an allen rheinland-pfälzischen Hochschulen und 
Universitäten 

• ein Verbot von Bundeswehrwerbung an Schulen und allen Einrichtungen, die von 
Kindern und Jugendlichen besucht werden  
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Klima, Ökologie und Tierschutz 
In den vergangenen Jahren haben wir auch in Rheinland-Pfalz immer häufiger Unwetter, 
Überschwemmungen und Perioden extremer Hitze und Dürre erlebt. Extrembeispiel ist 
das verheerende Ahr-Hochwasser mit 135 Toten, vielen Verletzten und Sachschäden in 
Milliardenhöhe. Den allermeisten Menschen ist klar, dass Klimaschutz und 
Klimaanpassung das Gebot der Stunde sind, gute öffentliche Infrastruktur, starke 
Kommunen und gleichwertige Lebensverhältnisse sind daher keine Luxusprojekte – sie 
sind Grundvoraussetzung für soziale Gerechtigkeit und demokratische Teilhabe; mehr 
noch: sie sind lebens- und überlebenswichtig. 

Allzu oft wird in diesem Zusammenhang behauptet, wir säßen alle im selben Boot. 
Tatsächlich herrscht jedoch auch in dieser Frage Ungleichheit: In Deutschland emittieren 
die reichsten 10 Prozent genauso viel Kohlenstoffdioxid wie die gesamte ärmere Hälfte 
der Bevölkerung. Und der CO2-Anteil der Reichen steigt weiter. Auch die Klimafolgen 
sind nicht gleich verteilt: Während sich die einen in ihrem Pool abkühlen, können sich 
andere in engen Wohnungen nicht vor der extremen Hitze schützen. Gerade für ältere 
Menschen und die Jüngsten unter uns ist das ein erhebliches Risiko. Hitzeschutz –vor 
allem, aber nicht ausschließlich in den Städten – ist notwendig. Dabei setzen wir auf den 
Ausbau von blau-grüner Infrastruktur: Fassadenbegrünung, Stadtumbau nach dem 
Motto „Bäume statt Beton“ und Wasserrückhaltemaßnahmen. Wir wollen Kommunen 
dabei unterstützen, um sozial ungleich verteilte Umweltbelastungen gezielt zu 
reduzieren. 

So wichtig Klimaschutzmaßnahmen sind, wirken sie sich auf verschiedene Menschen 
unterschiedlich aus. Deshalb setzen wir uns für eine Klimapolitik ein, die Generationen- 
und Geschlechterfragen berücksichtigt. Wir kämpfen für einen Klimaschutz, der die 
Menschen nicht moralisierend bevormundet oder einseitig finanziell belastet. Die 
nötigen Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung müssen die 
Lebensqualität der großen Mehrheit der Bevölkerung verbessern.  Ein zentraler Baustein 
hierzu ist der Ausbau der erneuerbaren Energien: Wir brauchen massive öffentliche 
Investitionen in die Energieinfrastruktur, in billige und klimaschonende Wind- und 
Solarparks, Solaranlagen auf allen geeigneten Dächern von öffentlichen Gebäuden und 
eine funktionierende Unterstützung von Mieter*innen und 
Einfamilienhauseigentümer*innen für Balkonsolaranlagen und Aufdach-Solar. Die 
Förderung klimafreundlicher Heizsysteme, von Fernwärme und Wärmepumpen muss 
ausgebaut und an den Bedürfnissen der Bewohner*innen, nicht der Immobilienkonzerne 
und Heizungsunternehmen ausgerichtet sein. Die Kommunen und Stadtwerke müssen 
hierfür Kapazitäten aufbauen. Subventionierte Mietmodelle und eine aktive 
Ausbaupolitik der Stadtwerke können hierfür ein wichtiger Baustein sein. 

Energetische Sanierung und Dämmung von Außenwänden ist wichtig, um den Heiz- und 
Kühlbedarf zu reduzieren und die Behaglichkeit der Wohnungen zu steigern. Wir fordern 
eine Förder- und Ausbaustrategie, die sicher stellt, dass Mieter nicht die Kosten tragen 
während die Vermieter Gewinne einstreichen.  

Die Landespolitik muss den Investitionsstau der letzten Jahrzehnte auflösen und mit 
einer klaren sozial-ökologischen Strategie Arbeitsplätze schaffen, Daseinsvorsorge 
sichern und Lebensqualität überall, in den Städten und im ländlichen Raum, ermöglichen. 
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Wir stehen für eine sozial-ökologische Verkehrswende und eine staatlich gesicherte 
Mobilitätsgarantie. Rheinland-Pfalz ist ein Flächenland, viele Menschen pendeln täglich 
zur Arbeit. Wir wollen endlich eine aktive Verkehrspolitik, die auf die Stärkung des ÖPNV 
und des Fuß- und Radverkehrs ausgerichtet ist. Dazu gehört neben der Bereitstellung 
zusätzlicher Landesmittel auch politischer Gestaltungswille. 

Der ÖPNV muss ausgebaut und attraktiver gemacht, der Güterverkehr stärker auf die 
Schiene verlagert werden. Wir wollen eine ÖPNV-Offensive starten, stillgelegte 
Bahnstrecken wieder in Betrieb nehmen und Mindestbedienstandards einführen. Auch 
am Wochenende, in den Schulferien und in den Abendstunden muss es ein 
ausreichendes und zuverlässiges Angebot geben, damit auch Menschen ohne eigenes 
Auto überall mobil sein können. Anrufbusse, die nach Wunsch und Bedarf verkehren (On-
Demand-Verkehre), können insbesondere in ländlichen Regionen ein gutes ÖPNV-
Angebot unterstützen. 

Barrierefreie Mobilität ist wesentliche Voraussetzung für eine uneingeschränkte Teilhabe 
am öffentlichen Leben, da sie den Zugang zu allen notwendigen Lebensbereichen wie 
Arbeit, Wohnen, Freizeit, Sport, Medien und sozialen Kontakten ermöglicht. Barrierefreie 
Mobilität bedeutet Lebensqualität und Selbstbestimmtheit. Besonders im Bereich des 
ÖPNV gibt es zahlreiche Mobilitätsbarrieren, von denen besonders Menschen mit 
Beeinträchtigungen betroffen sind und ihnen die selbständige Teilnahme und die 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel erschweren bzw. sogar verhindern. Im Sinne einer 
barrierefreien Mobilität sind daher Wegeführungen notwendig, die allen Menschen das 
Erreichen ihres Ziels ermöglichen, z.B. durch durchgängige Blindenleitstreifen, 
ausreichend verfügbare und nutzbare Bordsteinabsenkungen, barrierefreie 
Fahrkartenautomaten oder auch rollstuhlgerechte PKW-Parkplätze. 

Für die Menschen, die nach wie vor auf das Auto angewiesen sind, wollen wir 
flächendeckende Möglichkeiten zum Leihen oder Teilen von PKWs schaffen und den 
Umstieg auf batteriebetriebene Fahrzeuge ermöglichen. Dazu gehört der Ausbau einer 
öffentlichen Ladeinfrastruktur. Mit der Umstellung der Fahrzeugflotte auf elektrische 
Kleinfahrzeuge und der Nutzung von Car-Sharing-Modellen soll die öffentliche 
Verwaltung zum Vorbild werden. 

Die öffentliche Verwaltung muss Vorbild werden, wenn es darum geht, den Klimaschutz 
voranzutreiben und präventiv Maßnahmen zur Klimaanpassung zu verwirklichen. Wir 
wollen die Kommunen mit den finanziellen Mitteln ausstatten, die dazu nötig sind, und 
verlässliche gesetzliche Vorgaben schaffen. 

Deshalb fordert Die Linke: 

• Zukunftsinvestitionsprogramm: 20 Milliarden Euro um über den Zeitraum von 
fünf Jahren z.B. den Ausbau des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV), 
ökologisch ausgerichtete Landwirtschaft, ökologische Modernisierung der 
Industrie und Umwandlung klimaschädlicher Branchen, sowie den Abbau 
umweltschädlicher Subventionen zu fördern. Wir wollen Kreditfinanzierung zu 
niedrigen Konditionen für ökologische Unternehmen, zur Strukturförderung für 
benachteiligte Regionen (z.B. Eifel, Hunsrück, Pfalz), für gleichwertige 
Lebensverhältnisse und zur Förderung regionaler Wirtschaftskreisläufe sowie 
erneuerbarer Energien, dem Aufbau öffentlicher Forschungseinrichtungen und 
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Infrastrukturen in strukturschwachen Regionen und landesweitem Recycling- und 
Entsorgungsgesetz mit Vorrang für kommunale Betriebe. 

• Ausbau der öffentlichen Ladesäuleninfrastruktur: Um den Wechsel hin zu 
klimaneutralen und zusätzlich energetisch effektiveren Elektrofahrzeugen zu 
ermöglichen, auch für Menschen ohne eigene Garage, brauchen wir in Rheinland-
Pfalz viel Ladesäulen im öffentlichen Raum zu bezahlbaren Preisen. 

• Null-Euro-Ticket: Mobilität muss sozial und ökologisch gerecht organisiert sein. 

• Mehr ÖPNV: Taktverdichtung, Reaktivierung stillgelegter Bahnstrecken und 
bessere Busanbindung ländlicher Räume. 

• Barrierefreiheit im ÖPNV: Barrierefreiheit durch bauliche Maßnahmen, 
Berücksichtigung bei der Planung und auch bei der Ausstattung. 

• Sicheres Fahrrad fahren: Fahrrad-Schnellwege und sichere Radinfrastruktur in 
Städten und auf dem Land. 

• Strenge Klimavorgaben bei Wirtschaftsförderung: Ausschließlich Förderung für 
CO₂-arme bzw. -senkende Technologien. 

• Aufbau klimafreundlicher Industrien: Zum Beispiel der Recyclingwirtschaft, 
Speichertechnologien und Wasserstoff. 

• Wiederverwertung statt Wegwerfen: Landesprogramm für Kreislaufwirtschaft. 

• Klimavorbehalt in allen Landesgesetzen und -förderprogrammen: Jede 
Maßnahme muss auf Klimaverträglichkeit geprüft werden. 

• Kommunale Klimaschutzpläne: Pflicht für Kommunen, kommunale 
Klimaschutzpläne zu erstellen, verbunden mit Landesberatung und Zuschüssen. 

• Klimagerechte Beschaffung: Klimagerechte und möglichst regionale 
Beschaffung durch Land und Kommunen (z. B. kein Billigfleisch in öffentlichen 
Kantinen, nur noch batteriegetriebene Dienstwägen). 

• Solarpflicht auf Neubauten und öffentlichen Gebäuden: Neue und öffentliche 
Gebäude sollen mit Solaranlagen ausgestattet werden, inklusive Förderung für 
Privatleute und kleine Genossenschaften. 

• Bewahrung der Natur: Ausweitung von Naturschutzgebieten, Renaturierung von 
Bach- und Flussläufen. 

• Landeseigene Energiegesellschaft: Massiver Bau und Betrieb von eigenen 
Wind- und Solarparks – Gewinne bleiben in öffentlicher Hand und die Strompreise 
sinken für alle. Förderung von Genossenschaften. 

• Förderung der regionalen und der ökologischen Landwirtschaft, Förderung der 
kleinbäuerlichen Landwirtschaft, Ausbau von Landesförderprogrammen 
entsprechend der 2. Säule der EU-Agrarförderung, Förderung von 
landwirtschaftlichen Gemeinwohlleistungen, pauschale Fördermöglichkeiten für 
Kleinbetriebe. Förderung der Neuanlage von Hecken, Bäumen und Feldränder. 
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• Förderung von Forschungsprogrammen zur CO2-Reduktion, Energieeffizienz, 
Klimaschutz und Grundlagenforschung. 

• Waldumbau: Diversifizierung der Wälder zu klimastabilen, artenreichen 
Mischwäldern, unter kommunaler oder landeseigener Kontrolle. Erträge müssen 
in die Pflege und den Waldumbau reinvestiert werden. 

• Lebensraum von Wildtieren erhalten: Einsatz für natürliche Regulierungen der 
Artenbestände und Maßnahmen zur Lösung der Mensch-Wildtier-Konflikte. Der 
Abschuss von Wildtieren ist bis auf Ausnahmen abzulehnen. 

• Förderung von pflanzlichen Lebensmitteln in der öffentlichen Verpflegung. 
Krankenhäuser werden verpflichtet sich bei der Verpflegung der Patient*innen an 
den Empfehlungen der DGE (Deutsche Gesellschaft für Ernährung) zu orientieren 
und neben einer mischköstlichen auch eine rein pflanzliche Verpflegung zu 
ermöglichen. 

• Verbot von Wildtieren in Zirkusen sowie sogenannte Ponykarussells und 
„lebender Krippen“ auf Weihnachtsmärkten. 
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Antifaschismus 
Der Rechtsruck innerhalb Deutschlands ist für alle spürbar. Die Hetze, die mit Ängsten 
der Menschen spielt, darf nicht Leitfaden für die Politik unserer Gesellschaft sein. 
Ausgrenzung, Gewalt und die Herabsetzung der Würde gegen eines einzelnen, ist ein 
Versagen auf allen Ebenen. Vor allem, wenn systematisch weggeschaut wird.  

Die Linke setzt sich konsequent gegen Antisemitismus, Nationalismus, Rassismus, und 
andere menschenfeindliche Einstellungen ein. Wir wollen den Antifaschismus als 
Staatsziel in der Rheinland-Pfälzischen Verfassung festschreiben. Wir unterstützen alle 
Projekte gegen Rassismus und Faschismus. Wir wollen rechte Gewalt verhindern und 
konsequent bestrafen. Die rechte Szene muss entwaffnet werden! Wir unterstützen die 
Errichtung eines Dokumentationszentrums zur Aufarbeitung der rechtsterroristischen 
Verbrechen und die Aufarbeitung rechtsextremer Straftaten in entsprechenden 
Registern, wie zum Beispiel endlich die staatliche Anerkennung des Mordes von Frank 
Bönisch als rechtsextremes Verbrechen.  

Eine Gesellschaft darf Diskriminierungen nicht dulden. Wir befürworten daher 
ein Landesantidiskriminierungsgesetz, das gegen alle Formen behördlicher 
Ungleichbehandlung in RLP wirkt. Wir stärken kollektive Rechtschutzmöglichkeiten und 
schützen betroffene Personen durch einklagbare Rechte. Deshalb kämpfen wir 
auch gegen Benachteiligung und Abwertung auf Grund der sexuellen Identität. Im 
Bereich des Gewaltschutzes drängen wir auf eine vollständige Umsetzung der 
Istanbul-Konvention.  

Deshalb fordert die Linke:  

• Einführung einer Antifaschismus-Klausel in die Landesverfassung, um die 
Wiederbelebung faschistischen Kräfte ausdrücklich als verfassungswidrig zu 
erklären. 

• Aufbau und Förderung von landesweiten zivilgesellschaftlichen Bündnissen 
gegen Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitismus, Islamophobie und 
Sexismus – aktiv auf allen gesellschaftlichen Ebenen wie Schulen, Sportvereinen 
und Kommunalpolitik. 

• Langfristige Förderung existierender und neuer Antifaschistischer-Netzwerke, 
Beratungsangebote und Projekte zur Sensibilisierung vor Ort durch verlässliche 
und dauerhafte Finanzierung – inklusive Aktionstage und Events zur Aufklärung. 

• Anerkennung faschistisch motivierter Straftaten als rechtsextremistischen Terror 
sowie spezielle Schulungen für Polizeikräfte zur besseren Erkennung und 
Ahndung von Hasskriminalität. 

• unabhängige Prüf- und Meldestelle zur Untersuchung von institutionellem 
Rassismus in allen Behörden. 

• Bessere Beratung und Schutz für gefährdete Gruppen  

• Einführung eines Landesantidiskriminierungsgesetzes, um Rechtslücken zu 
schließen, z. B. gegen „racial profiling“ 
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• Kein Hufeisen im Kampf gegen Rechts: Wissenschaftliche Standards einhalten 
und keine Repressionen und Berufsverbote gegen linke Kräfte aufgrund einer 
bornierten Logik.  

• Ausbau politischer Bildung für jedes Alter, um nachhaltig die Gesellschaft vor 
weiteren Rechtsruck zu schützen  

• Fördertop für weitere Sonderurlaubs-Ansprüche zum Besuch von 
Mahneinrichtungen, wie zum Beispiel Gedenkstätte Hadamar 

• Entwaffnung aller gesichert Rechtsextremer. 

• Gegen den Ausbau von Überwachungsstrukturen wie z.B. durch Chat-Kontrollen. 
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Queeres Leben schützen 
Gewalt und Diskriminierung gehören nach wie vor zum Alltag vieler Queers* in RLP. In 
Zeiten des Rechtsrucks verschärft es die Angst betroffen von queerfreindlichen 
Übergriffen zu werden. Wir möchten nicht, dass fabelhafte queere Menschen mehr 
Angst und Sorgen haben müssen, sondern wir möchten empowernd wirken und 
selbstverständlich alle in die Pflicht nehmen, damit wir angstfreie und soziale Räume 
für alle schaffen. 

Wir Linken fordern keine Toleranz ein, sondern von allen eine umfassende Akzeptanz 
für die freie Sexualitäts- und Identitätsbestimmung jedes einzelnen Menschen. 

Auch im Schulalltag sind Diskriminierung und Ausgrenzung von LSBTQIA* ein großes 
Problem. Wir wollen eine inklusive Schule für alle, deshalb werden wir uns u.a. für die 
Erarbeitung von Richtlinien zur Inklusion von Queers. RLP ist ein vielfältiges 
Bundesland. Rassismus muss bekämpft werden, auch innerhalb queerer Communitys. 
Deshalb machen wir uns für den Ausbau, die Unterstützung und die Absicherung von 
Projekten und Vereinen stark, die von Rassismus betroffenen und geflüchteten 
LSBTIQIA* Unterstützung, Beratung oder Unterkunft bieten. 

Queerpolitik sozial gedacht 

LSBTQIA* haben besondere soziale und gesundheitliche Bedarfe, die wir ernst 
nehmen. Armut und Wohnungslosigkeit treffen queere Menschen überproportional. Wir 
wollen die Datengrundlagen über die Situation marginalisierter, queerer Gruppen (z.B. 
Wohnungslose, Geflüchtete oder Sexarbeitende) verbessern und gemeinsam mit der 
Zivilgesellschaft Handlungskonzepte entwickeln. Wir stehen dafür ein, dass LSBTIQ 
einen niedrigschwelligen Zugang zu der für sie nötigen Gesundheitsversorgung haben 
und Angebote, wo möglich und notwendig, verbessert werden. 

Die mentale Gesundheit leidet oft unter ständiger Diskriminierung im Alltag, deswegen 
fordern wir nicht nur Beratungsstellen sondern auch aktive Unterstützung für Resilienz 
aufbauende Maßnahmen. Wichtige Bausteine dafür sind queere safer Spaces, der 
Aufbau flächendeckender Queerer Zentren ist einer der dringendsten Forderungen.  

Die COVID-19-Pandemie hat noch einmal deutlich gemacht, wie drängend die Frage 
der Vereinsamung und der Unterstützung von Senior*innen ist. Wir wollen Angebote 
vorantreiben, die die Lebensqualität queerer Senior*innen mit und ohne Behinderung 
verbessern, sei es durch Besuchsservices oder praktische Unterstützung im Alltag. 

• Weg mit dem Sittengesetzt: Lang genug wurden Menschen unter dem Vorwand 
der Sitte zu verstoßen Repressionen ausgerufen oder wichtige Fortschritte 
wurden damit verhindert. Der Christliche Einfluss in der Landesverfassung ist 
moralisch die Letze.  

• Verankerung sexueller und geschlechtlicher Vielfalt im Schulunterricht, 
insbesondere im Biologie- oder Sozialkundeunterricht – Sexualkunde soll modern, 
inklusiv und vielfältig geschult werden. Lehrkräfte sollen für Toleranz und 
Akzeptanz weitergebildet werden, besonders im Umgang mit Deadnames. 

• Sexuelle & geschlechtliche Vielfalt als Selbstverständnis im Lehrplan sowie 
Projekttage mit queeren Gruppen.  
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• Regenbogenfamilien müssen in allen Belangen gleichgestellt werden – gleiches 
Adoptionsrecht, Unterhalt, Sorgerecht wie heterosexuelle Ehen, 
Behördengängen, im Krankenhaus und im Umgang mit der Polizei. 

• Abstammungsrecht reformieren: Die Doppelbelastung homosexueller 
Partner*innen – z. B. im Krankenhausbesuch oder Kita-Anmeldung – muss 
beseitigt werden.  

• Anti-Diskriminierung erweitern: Schutz vor Diskriminierung aufgrund sexueller 
Orientierung und Geschlechtsidentität soll nicht nur ins Grundgesetz, sondern 
auch landesrechtlich verankert werden.  

• Unterstützung queerer Treffpunkte, Queere Zentren flächendeckend und die 
Förderungen für Initiativen, Jugendzentren und Begegnungsräume – als 
kommunale Pflichtaufgaben ausgestalten.  

• Soziale Sicherung für queeren Menschen verbessern: Subventionierte 
Wohnprojekte für lesbische Rentnerinnen, Schutz queerer Jugendlicher vor 
Obdachlosigkeit, faire Löhne zum unabhängigen Leben.  

• Queere Geflüchtete besonders schützen: Aufnahme auch aus „sicheren 
Herkunftsstaaten“, dezentrale Wohnformen statt Sammellager.  

• Landesaktionsplan „RLP unterm Regenbogen“ weiterentwickeln, Ausbau der 
Förderungen für Awareness-Strukturen in allen öffentlichen Bereichen 

• Queere Fördergelder über eine zentrale Förderstelle koordinieren: Schluss mit 
Zwangsmitgliedschaften und Gebühren in einem Dachverband, um 
Kannibalisierungseffekte zu beenden.  

• Niedrigschwellige, diskriminierungsfreie Gesundheitsangebote für queere 
Menschen etablieren. PreP-Zugang (HIV-Prävention) ausweiten, umfassende 
Versorgung sicherstellen, kostenfreie HIV-Teststellen 

• Projekttopf etablieren: Gegen die Vereinsamung von queeren Senion*innen. 
Gemeinsames Wohnen, Generationshäuser und queerkultur Angebote für ältere 
Menschen mitdenken.  
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Migration & Flucht 
Wir sind eine Migrationsgesellschaft. Migration und Flucht prägen die Geschichte 
Deutschlands wie kaum ein anderes Land. Über 30 % der Bevölkerung hat einen sog. 
Migrationshintergrund bzw. eine Migrationsgeschichte (wir nutzen diesen Begriff lieber, 
weil er deutlicher macht, dass Migration vielfältig ist). Auch unter den Rheinland-
Pfälzer*innen haben etwa 28 % eine Migrationsgeschichte und 1/3 von ihnen sind in 
Deutschland geboren. Für sie ist Rheinland-Pfalz schon lange ihr Zuhause: Es ist der 
Ort, an dem sie leben, arbeiten und ihre Zukunft planen. Und trotzdem wird ihnen diese 
Zugehörigkeit streitig gemacht: Insbesondere rechtspopulistische Akteur*innen aus 
Politik, Medien und von Großkonzernen verbreiten die Denkweise, dass Migrant*innen 
und Asylsuchende weniger wert seien, weniger Rechte haben dürften oder besonders 
kriminell seien (Kriminalität hängt nicht mit Herkunft, sondern mit sozialen Umständen 
zusammen!). Unsere derzeitige Bundesregierung unterstützt eine solche Denkweise, in 
dem sie in der Migrationspolitik auf Abschreckung und Abschottung setzt und dabei 
vor rechtswidrigen Mitteln nicht Halt macht – wie dies z.B. aktuell Dobrindts 
Abweisungen von Asylsuchenden an den Außengrenzen zeigt.  

Auch die Migrationspolitik in Rheinland-Pfalz ist von einer inhumanen Praxis geprägt. 
Bei verhältnismäßig wenig ausreisepflichtigen Personen finden überdurchschnittlich 
viele Abschiebungen statt und das, ohne vorab Bleiberechtsperspektiven vernünftig zu 
prüfen. Eine inhumane Praxis, die dem Trend einer rechts ausgerichteten und die 
Menschenrechte aushöhlenden Asylpolitik auf Bundesebene folgt.  

Eine solche Politik wird unser Land nicht sicherer oder sozial gerechter machen, im 
Gegenteil: Gerade die Parteien, die Hass und Hetze gegen Migrant*innen und 
Asylsuchende schüren, machen aktiv Politik gegen soziale Gerechtigkeit (z.B. durch 
Abbau von Arbeitnehmer*innenrechten oder die Förderung von hohen Mieten usw.), an 
deren Ende schlussendlich ein autoritärer Umbau unserer Gesellschaft steht. Wir 
glauben und wir hoffen, dass die Rheinland-Pfälzer*innen diesen Zusammenhang 
durschauen und sich klar und deutlichen gegen rechte Hetze und 
Menschenfeindlichkeit stellen. 

Integration ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wenn sie gelingen soll, muss die 
soziale Infrastruktur nachhaltig ausgebaut werden, z.B. mit ausreichenden Mitteln für 
Kitas, Schulen und Volkshochschulen, für den ÖPNV bis hin zur Schaffung bezahlbaren 
Wohnraums. Und wir machen hier keine Unterschiede: Wir brauchen 
menschenwürdigen Wohnraum für alle, unabhängig des Bleibestatus! Das muss 
einhergehen mit einer Landespolitik, die für eine solidarische Willkommenskultur 
einsteht: Die das Ankommen erleichtert und gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht. 
Hierzu gehört nicht nur ein breites Angebot von Sprachkursen, eine erleichterte und 
schnellere Anerkennung von Berufsqualifizierungen, sondern insbesondere die 
Förderung von kultureller und politischer Mitsprache. So fehlt z.B. in den politischen 
Gremien, im Bildungssystem z.B. unter den Lehrkräften oder in den vielfältigen 
Vereinen die Repräsentanz von Migrant*innen. Diese müssen wir aktiv fördern und das 
geht vor allem dann, wenn wir anerkennen, dass Migration eine Daueraufgabe von 
Politik und Gesellschaft ist und bleiben wird. Eine Aufgabe, die Rheinland-Pfalz 
bereichert und ein solidarisches Miteinander fördert.  

Die Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht relativierbar und doch werden diese 
Relativierungen institutionalisiert: So z.B. bei den Sozialleistungen für 
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Asylbewerber*innen, die unter dem Existenzminimum liegen und sich insbesondere auf 
die Gesundheitsversorgung auswirken: Viele Krankheiten werden erst gar nicht 
behandelt, psychologische Hilfe kaum bereitgestellt – das ist nicht hinnehmbar! 
Geflüchtete müssen unkomplizierten Zugang zur gesundheitlichen Versorgung 
erhalten, ohne Einschränkungen.  

Wir wollen Bleibeperspektiven schaffen statt Abschiebeflüge organisieren. Hierfür 
müssen wir Kommunen und die Ausländerbehörden finanziell und personell besser 
ausstatten. Wir wollen ein politisches Klima schaffen, in dem der Ermessensspielraum 
der Ausländerbehörden positiv und im Sinne der Asylbewerber*innen genutzt wird und 
nicht restriktiv, wie aktuell üblich. Wir wollen, dass migrantische Selbstorganisationen 
und Vereine, die sich für Migration und Integration einsetzen, an der Arbeit am 
Landesintegrationskonzept einbezogen werden und zwar mit echten 
Gestaltungsmöglichkeiten. Zu schnell vergessen wir, dass Demokratie mit Teilhabe 
beginnt – dies gilt genauso für den Arbeitsplatz wie für die Organisation und 
Gestaltung von Migration!  

Menschenrechte und das Recht auf Asyl sind für uns Grundpfeiler einer offenen und 
demokratischen Gesellschaft. Aktuell erleben wir, dass diese Grundpfeiler auch in der 
Asyl- und Migrationspolitik in Rheinland-Pfalz missachtet werden. Dagegen stellen wir 
und stehen für eine Migrations- und Fluchtpolitik ein, die die Menschenwürde hochhält. 
Kein Mensch ist illegal! Wir wollen unser Bundesland gastfreundlicher und humaner 
gestalten – gemeinsam und nicht gegeneinander.  

Unsere Forderungen bzgl. Fluchtpolitik: 

• Restriktive Maßnahmen im Umgang mit Geflüchteten beenden: Flucht und das 
Ersuchen von Asyl sind keine Straftaten! Wir lehnen alle restriktiven Maßnahmen 
in der Asylpolitik ab: Wir werden Kommunen dabei unterstützen, die Bezahlkarte 
nicht einzuführen. Abschiebhaft darf kein Mittel sein, um Ausreisepflicht 
durchzusetzen. Wir lehnen die Abschiebehaft grundsätzlich ab und solange sie 
noch vollzogen wird, kämpfen wir für humanitäre Standards, denn diese werden 
strukturell in den Rheinland-Pfälzischen Abschiebehaftanstalten umgangen. 

• Bleibeperspektiven schaffen: Wir wollen verpflichtende Prüfungen von 
Bleibeperspektiven einführen, bevor aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
eingeführt werden. Wir werden Bleiberechtsregelungen ausweiten und 
Bleiberechtsbündnisse fördern und ausweiten. Insgesamt werden wir auf einen 
generellen Abschiebestopp hinwirken und perfide Praxen wie nächtliche 
Abschiebungen oder aus Schulen verbieten.  

• Menschenwürdige Unterbringung: Wir setzen uns für eine dezentrale 
Unterbringung von Geflüchteten ein. Insgesamt werden wir darauf hinwirken, 
dass bei den Unterbringungen Mindeststandards eingehalten werden. Die 
untergebrachten Menschen müssen das Recht haben, Missstände ohne Angst 
vor Restriktionen kommunizieren zu dürfen: Dafür brauchen wir unabhängige 
Beschwerdestellen sowie Beteiligungsstrukturen wie Bewohner*innenräte. Die 
miserablen Unterbringungszustände machen die Menschen krank – das ist kein 
Zufall, sondern hat System im Sinne der Abschreckung - das dürfen wir nicht 
weiter hinnehmen! 
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• Zugänge schaffen statt Barrieren bauen: Besonders eklatant ist der fehlende 
Zugang zur gesundheitlichen und psychologischen Versorgung. Wir wollen den 
Ausbau von Psychosozialen Zentren und werden Kommunen dabei unterstützen, 
so früh wie möglich für alle eine elektronische Gesundheitskarte bereitzustellen. 
Häufig sind Geflüchtete traumatisiert, zudem ist die Situation während des 
Asylverfahrens strapaziös und mit Ängsten verbunden. Wir brauchen für die 
Aufnahmeeinrichtungen daher bessere Maßnahmen zur Erkennung und 
Prävention akuter Suizidgefährdung. Unabhängig des Bleibestatus wollen wir den 
Zugang zum Arbeitsmarkt und zur Regelschule ermöglichen. Wir wollen das 
Angebot der Sprachkurse ausbauen und werden für mehr Stellen für 
Sozialarbeiter*innen kämpfen sowie ein größeres Angebot an Kinderbetreuung. 
Eine behördenunabhängige Beratung für Asylsuchende, die konsequent die 
Interessen der Asylsuchenden vertritt, muss zum Standard in der Asylpolitik 
werden. 

• Gewaltprävention und Anerkennung: Besonders vulnerable Gruppen wie z.B. 
Frauen, unbegleitete Minderjährige und queere Personen brauchen 
Unterstützung und Schutz. Unabhängige Schutzkonzepte, die auch tatsächlich 
umgesetzt werden, brauchen wir flächendeckend auch auf kommunaler Ebene. 
Wir werden uns für Beratungsangebote einsetzen, die speziell die Bedürfnisse 
von Frauen und queeren Personen im Fokus haben. 

• Finanzierung und Mitsprache: Vereine und Initiativen, die sich für Integration 
einsetzen, müssen finanziell viel besser ausgestattet und ihre Mitsprache in der 
landespolitischen Migrations- und Asylpolitik institutionalisiert werden. Wir 
wollen weg von einer projektförmigen und hin zu einer dauerhaften Finanzierung. 
Die vorgesehenen Landesmittel hierfür wollen wir ausweiten. Die 
Ausländerbehörden wollen wir finanziell besser aufstellen und für eine 
Arbeitskultur kämpfen, die humanitäre Perspektiven im Fokus hat. Dafür brauchen 
wir z.B. entsprechende Personalschulungen und innerhalb der Behörden ein 
Personalmanagement, dass vehement bei Diskriminierungs- und 
Rassismusvorfällen vorgeht.    

Unsere Forderungen bzgl. Migrationspolitik: 

• Recht auf Arbeit: Wir wollen auf eine schnellere Bearbeitung von 
Arbeitserlaubnissen hinwirken, die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
entbürokratisieren und Projekte fördern zur Gewinnung von Auszubildenden und 
Fachkräften aus dem Ausland. Die vielen sog. Wanderarbeiter*innen / 
Saisonarbeiter*innen aus den EU-Ländern brauchen sichere und faire 
Arbeitsbedingungen. Hierfür wollen wir Projekte wie „Faire Mobilität“ ausweiten. 
Ob in der Pflege, auf dem Bau oder auf dem Feld – wir dürfen nicht zulassen, dass 
die Wanderarbeiter*innen z.B. durch horrende Unterbringungsgebühren und 
fehlender Beratung ausgebeutet werden.  

• Mehrsprachigkeit fördern: Dies beginnt damit, dass Behörden Infomaterial und 
Beratungen mehrsprachig anbieten müssen. Herkunftssprachen wie Türkisch 
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oder Russisch dürfen nicht abgewertet, sondern sollten z.B. als Fremdsprache an 
Schulen anerkannt und unterrichtet werden.  

• Teilhabe erhöhen: Obwohl viele Menschen in RLP eine Migrationsgeschichte 
haben, fühlen sie sich dem Land nicht zugehörig. Wir werden Projekte initiieren, 
die die politische Teilhabe von Migrant*innen erhöhen. Hierfür wollen wir u.a. die 
Beiräte für Migration und Integration strukturell einbeziehen und ihnen mehr 
politische Relevanz verschaffen. Teilhabe beginnt bereits im Schulalltag. Daher 
wollen wir das Lehramt besonders attraktiv für Menschen mit 
Migrationsgeschichte gestalten und entsprechende Netzwerke für Lehrkräfte mit 
Migrationsgeschichte fördern. Zudem werden wir uns für die Schaffung eines 
Dokumentationszentrums / Museums für Migration in RLP einsetzen – und zwar 
nicht nur online, sondern vor Ort.  
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S-Anträge 
 

Satzungsändernde Anträge an den Landesparteitag. 
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S01 
Anpassung der Eigenschreibweise 
 
Antragsteller*in: Landesvorstand 
 
Antragstext: 
 
Alter Paragraph 
§ 1 Name, Sitz und Tätigkeitsgebiet 

(1) Der Landesverband führt den Namen DIE LINKE. Landesverband 
Rheinland-Pfalz. Die Kurzbezeichnung lautet DIE LINKE. Rheinland-Pfalz. 
DIE LINKE. Rheinland-Pfalz ist der Landesverband der Partei DIE LINKE. 

(2) Der Landesverband hat seinen Sitz in Mainz. Sein Tätigkeitsgebiet 
erstreckt sich auf das Bundesland Rheinland-Pfalz. 

 
Neuer Paragraph 
§ 1 Name, Sitz und Tätigkeitsgebiet 

(1) Der Landesverband führt den Namen DIE LINKE.Die Linke Landesverband 
Rheinland-Pfalz. Die Kurzbezeichnung lautet DIE LINKE.Die Linke 
Rheinland-Pfalz. DIE LINKE.Die Linke Rheinland-Pfalz ist der 
Landesverband der Partei DIE LINKE.Die Linke. 

(2) Der Landesverband hat seinen Sitz in Mainz. Sein Tätigkeitsgebiet 
erstreckt sich auf das Bundesland Rheinland-Pfalz. 

 
 
 
Begründung: 
Erfolgt mündlich 
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S02 
Anpassung der gegenderten Schreibweise 
 
Antragsteller*in: Landesvorstand 
 
Antragstext: 
 
Die Satzung der Linken Rheinland-Pfalz wird an allen Stellen, an denen bisher 
ein „:“, „_“ oder andere Symbole zur Darstellung einer gendergerechten und 
inklusiven Sprache genutzt werden geändert. Zur korrekten Darstellung 
innerhalb der Satzung wird ausschließlich das „*“ genutzt. 
 
 
Begründung: 
Erfolgt mündlich 
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S03 
Umbenennung Landesausschuss in Landesparteirat 
 
Antragsteller*in: Landesvorstand 
 
Antragstext: 
 
In der Satzung wird der Landesausschuss in Landesparteirat umbenannt. 
 
Dies betrifft die Paragraphen: 
§7 
§8 
§12 
§13 
§14 
§16-§22 
§24-25 
§30 
 
 
Begründung: 
Erfolgt mündlich 
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S04 
Neuregelung der Delegiertenverteilung zu Landesparteitagen 
 
Antragsteller*in: Landesvorstand 
 
Antragstext: 
 

Ursprungsformulierung: 

§ 15 Zusammensetzung und Wahl des Landesparteitags 

(1) Der Landesparteitag besteht aus stimmberechtigten Delegierten, die in 
den Kreisverbänden entsprechend den Mitgliederzahlen gewählt werden. 
Kreisverbände erhalten je angefangene 15 Mitglieder ein 
Delegiertenmandat. 

(2) Der anerkannte Jugendverband entsendet vier Delegierte 
(3) Die Wahlperiode eines Landesparteitages beträgt zwei Jahre. Der 

Landesvorstand stellt den Delegiertenschlüssel zum Stichtag 
31.Dezember des Vorjahres fest. Die Delegierten werden in den 
Kreisverbänden für die Wahlperiode gewählt. Gleichzeitig werden 
Ersatzdelegierte gewählt. Delegierte werden im Verhinderungsfall von 
den Ersatzdelegierten, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen 
konnten, vertreten. Nachwahlen oder Neuwahlen einzelner oder aller 
Delegierten durch die Kreis- bzw. Stadtverbände sind möglich. 

(4) Weitere Delegierte mit beratender Stimme sind die rheinland-pfälzischen 
Mitglieder der Bundes- und Landesorgane und der Bundes- und 
Landtagsfraktion, soweit sie nicht als Delegierte mit beschließender 
Stimme gewählt wurden. 

(5) Delegierte mit beratender Stimme haben auf Parteitagen die gleichen 
Rechte wie Delegierte mit beschließender Stimme, ausgenommen das 
aktive Stimmrecht bei Wahlen und Abstimmungen. 

 

Neuformulierung 

§ 15 Zusammensetzung und Wahl des Landesparteitags 

(1) Der Landesparteitag besteht aus insgesamt 100 stimmberechtigten 
Delegierten, die in den Kreisverbänden entsprechend den 
Mitgliederzahlen gewählt werden. Kreisverbände erhalten je angefangene 
15 Mitglieder ein Delegiertenmandat. Die 100 Delegiertenmandate der 
Kreisverbände werden entsprechend den Mitgliederzahlen aus 
beitragszahlenden und beitragsbefreiten Mitgliedern im einfachen 
Höchstzahlverfahren nach Adams (Divisorenreihe 0; 1; 2; 3; ... ) auf die 
Kreisverbände verteilt. 

(2) Der anerkannte Jugendverband entsendet vier Delegierte 
(3) Die Wahlperiode eines Landesparteitages beträgt zwei Jahre. Der 

Landesvorstand stellt den Delegiertenschlüssel zum Stichtag 
31.Dezember des Vorjahres fest. Die Delegierten werden in den 
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Kreisverbänden für die Wahlperiode gewählt. Gleichzeitig werden 
Ersatzdelegierte gewählt. Delegierte werden im Verhinderungsfall von 
den Ersatzdelegierten, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen 
konnten, vertreten. Nachwahlen oder Neuwahlen einzelner oder aller 
Delegierten durch die Kreis- bzw. Stadtverbände sind möglich. 

(4) Weitere Delegierte mit beratender Stimme sind die rheinland-pfälzischen 
Mitglieder der Bundes- und Landesorgane und der Bundes- und 
Landtagsfraktion, soweit sie nicht als Delegierte mit beschließender 
Stimme gewählt wurden. 

(5) Delegierte mit beratender Stimme haben auf Parteitagen die gleichen 
Rechte wie Delegierte mit beschließender Stimme, ausgenommen das 
aktive Stimmrecht bei Wahlen und Abstimmungen. 

 

 

Begründung: 
Erfolgt mündlich 
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S05 
Neuregelung von Frauen- hin zu Flinta*-Plenum 
 
Antragsteller*in: Landesvorstand 
 
Antragstext: 
 
§ 10 Geschlechterdemokratie  

 

Ursprungsformulierung 

(1) Die politische Willensbildung der Frauen in der Partei wird aktiv gefördert. 
Ziel der Partei ist, Frauen weder zu diskriminieren noch in ihrer politischen 
Arbeit zu behindern, sondern sie in besonderem Maße zu unterstützen. Frauen 
haben das Recht, innerhalb der Partei eigene Strukturen aufzubauen und 
Frauenplenen einzuberufen.  

(2) In allen Versammlungen und Gremien der Partei werden für Männer und 
Frauen getrennte Redelisten geführt. Unter der Voraussetzung entsprechender 
Wortmeldungen reden Frauen und Männer abwechselnd.  

(3) Zur Verstetigung der Frauenstrukturen im Landesverband Rheinland-Pfalz 
wird das Frauenplenum auf Landesebene gestärkt.  

a. Stimmberechtige Mitglieder des Frauenplenums sind alle weiblichen 
Delegierte zu den Landesparteitagen, die in den Kreisverbänden nach §15 
Absatz 1 gewählten wurden. Alle weiteren Frauen des Landesverbandes und 
Mitglieder sind Gäste des Frauenplenums.  

b. Das Frauenplenum wählt aus seiner Mitte mindestens zwei Sprecherinnen, 
näheres regelt die Geschäftsordnung. Die Sprecherinnen und die 
Geschäftsordnung werden jeweils in der ersten Sitzung nach der Feststellung 
der Delegierten auf Landesebene beschlossen. Bis zur Beschlussfassung sind 
die vorherigen Sprecherinnen im Amt und die bislang vorliegende 
Geschäftsordnung gültig.  

c. Das Frauenplenum tagt mind. einmal pro Jahr zwischen den Parteitagen. Die 
Einberufung erfolgt jeweils über die Landesgeschäftsstelle.  

d. Das Frauenplenum bringt feministische und frauenpolitische Aspekte in alle 
Belange der Partei ein und vertritt diese gegenüber den Gremien der Partei. 
Das Frauenplenum erfüllt hierbei die Initiativ-, Konsultativ- und Kontrollfunktion 
der Frauen innerhalb des Landesverbandes.  

(4) In allen Versammlungen und Gremien der Partei wird auf Antrag wenigstens 
eines Viertels der anwesenden stimmberechtigten Frauen ein Frauenplenum 
durchgeführt. Das Plenum findet unmittelbar nach Feststellung des Erreichens 
des Quorums statt. Über einen im Frauenplenum abgelehnten Beschluss oder 
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Vorschlag kann erst nach erneuter Beratung der gesamten Versammlung bzw. 
des gesamten Gremiums entschieden werden.  

(5) Bei Wahlen von Vorständen, Kommissionen, Arbeitsgremien und Delegierten 
sind grundsätzlich mindestens zur Hälfte Frauen zu wählen. Ist dies nicht 
möglich, bleiben die den Frauen vorbehaltenen Mandate unbesetzt, eine 
Neuwahl ist jederzeit möglich. Kreis- und Ortsverbände, deren Frauenanteil bei 
weniger als einem Viertel liegt, können im Einzelfall Ausnahmen beschließen. 
Dabei darf die Quote als so beschlossene Ausnahme jedoch nicht unter dem 
Frauenanteil des jeweiligen Kreis- oder Ortsverbandes zum Stichtag des 31. 
Dezember des letzten Jahres liegen.  

(6) Bei der Aufstellung der Wahlbewerber/innen für Parlamente und kommunale 
Vertretungskörperschaften wird auf einen wenigstens hälftigen Frauenanteil in 
der Fraktion bzw. Abgeordnetengruppe hingewirkt. Auf Wahlvorschlagslisten 
sind einer der beiden ersten Plätze und danach die ungeraden Listenplätze 
Frauen vorbehalten, soweit Bewerberinnen zur Verfügung stehen. Die 
Möglichkeit der Versammlung, einzelne Bewerberinnen abzulehnen, bleibt 
unberührt. Reine Frauenlisten sind möglich.  
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Neufassung 

(1) Die politische Willensbildung aller sich als weiblich, inter, nicht-binär, trans 
sowie agender benennenden Personen (Flinta*)  der Frauenin der Partei wird 
aktiv gefördert. Ziel der Partei ist, Frauen Flinta*-Personen weder zu 
diskriminieren noch in ihrer politischen Arbeit zu behindern, sondern sie in 
besonderem Maße zu unterstützen. Frauen Flinta*-Personen haben das Recht, 
innerhalb der Partei eigene Strukturen aufzubauen und Frauenplenen 
Flintaplenen einzuberufen.  

(2) In allen Versammlungen und Gremien der Partei werden für Cis-Männer und 
Frauen Flinta*-Personen getrennte Redelisten geführt. Unter der 
Voraussetzung entsprechender Wortmeldungen reden Frauen Flinta*-Personen 
und Cis- Männer abwechselnd.  

(3) Zur Verstetigung der Frauenstrukturen Flinta*-Strukturen im Landesverband 
Rheinland-Pfalz wird das Frauenplenum Flinta*-Plenum auf Landesebene 
gestärkt.  

a. Stimmberechtige Mitglieder des Frauenplenums Flinta-Plenums sind alle 
weiblichen Delegierte, die sich nicht als männlich oder heterosexuell definieren, 
zu den Landesparteitagen, die in den Kreisverbänden nach §15 Absatz 1 
gewählten wurden. Alle weiteren Frauen Flinta*-Personen des 
Landesverbandes und Mitglieder sind Gäste des FrauenplenumsFlinta*-
Plenums.  

b. Das Frauenplenum Flinta*-Plenum wählt aus seiner Mitte mindestens zwei 
Sprecher*innen, näheres regelt die Geschäftsordnung. Die Sprecher*innen und 
die Geschäftsordnung werden jeweils in der ersten Sitzung nach der 
Feststellung der Delegierten auf Landesebene durch das Flinta*-Plenum 
beschlossen. Bis zur Beschlussfassung sind die vorherigen Sprecher*innen im 
Amt und die bislang vorliegende Geschäftsordnung gültig.  

c. Das Frauenplenum Flinta*-Plenum tagt mind. einmal pro Jahr zwischen den 
Parteitagen. Die Einberufung erfolgt jeweils über die Landesgeschäftsstelle.  

d. Das Frauenplenum Flinta*-Plenum bringt feministische, queer- und 
frauenpolitische Aspekte in alle Belange der Partei ein und vertritt diese 
gegenüber den Gremien der Partei. Das Frauenplenum Flinta*-Plenum erfüllt 
hierbei die Initiativ-, Konsultativ- und Kontrollfunktion der Frauen Flinta*s 
innerhalb des Landesverbandes.  

(4) In allen Versammlungen und Gremien der Partei wird auf Antrag wenigstens 
eines Viertels der anwesenden stimmberechtigten sich als weiblich, inter, nicht-
binär, trans sowie agender benennenden Personen Frauen ein Frauenplenum 
Flinta*-plenum durchgeführt. Das Plenum findet unmittelbar nach Feststellung 
des Erreichens des Quorums statt. Über einen im Frauenplenum Flinta*-Plenum 
abgelehnten Beschluss oder Vorschlag kann erst nach erneuter Beratung der 
gesamten Versammlung bzw. des gesamten Gremiums entschieden werden.  
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(5) Bei Wahlen von Vorständen, Kommissionen, Arbeitsgremien und Delegierten 
sind grundsätzlich mindestens zur Hälfte Frauen zu wählen. Ist dies nicht 
möglich, bleiben die den Frauen vorbehaltenen Mandate unbesetzt, eine 
Neuwahl ist jederzeit möglich. Kreis- und Ortsverbände, deren Frauenanteil bei 
weniger als einem Viertel liegt, können im Einzelfall Ausnahmen beschließen. 
Dabei darf die Quote als so beschlossene Ausnahme jedoch nicht unter dem 
Frauenanteil des jeweiligen Kreis- oder Ortsverbandes zum Stichtag des 31. 
Dezember des letzten Jahres liegen.  

(6) Bei der Aufstellung der Wahlbewerber/*innen für Parlamente und 
kommunale Vertretungskörperschaften wird auf einen wenigstens hälftigen 
Frauenanteil in der Fraktion bzw. Abgeordnetengruppe hingewirkt. Auf 
Wahlvorschlagslisten sind einer der beiden ersten Plätze und danach die 
ungeraden Listenplätze Frauen vorbehalten, soweit Bewerberinnen zur 
Verfügung stehen. Die Möglichkeit der Versammlung, einzelne Bewerberinnen 
abzulehnen, bleibt unberührt. Reine Frauenlisten sind möglich.  

 

 

Begründung: 
Erfolgt mündlich 
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S06 
Zusammensetzung Landesausschuss 
 
Antragsteller*in: Jonas Leibig 
 
Antragstext: 
 
Ursprungstext: 
Landessatzung 
§21 Zusammensetzung und Wahl des Landesausschuss 

(2) Delegierte werden im Verhinderungsfall von Ersatzdelegierten vertreten, 
die Mitglieder des geschäftsführenden Landesvorstandes durch die 
Beisitzer_innen. 

(3) [..] 
(4) Jeder Kreisverband erhält je angefangene 50 Mitglieder eine/n 

Delegierte_n. Die Feststellung der Delegierten zum Landesausschuss 
erfolgt zum gleichen Zeitpunkt wie die Feststellung der Delegierten zum 
Landesparteitag. 

 
Ersetzen durch: 
Landessatzung 
§21 Zusammensetzung und Wahl des Landesausschuss 

(2) Die Mitglieder des geschäftsführenden Landesvorstandes werden im 
Verhinderungsfall von Beisitzer*innen vertreten. 

(3) [..] 
(4) Jeder Kreisverband erhält je angefangene 100 Mitglieder eine*n 

Delegierte*n, jedoch nicht mehr als vier. Die Feststellung der Delegierten 
zum Landesausschuss erfolgt zum gleichen Zeitpunkt wie die 
Feststellung der Delegierten zum Landesparteitag. 

(5) Für den Landesausschuss gilt § 15 Abs (3) entsprechend. 
(6) Kreisverbände, die nur eine*n Delegierte*n zum Landesausschuss zu 

wählen haben, sind für ebendiesen Wahlgang von § 10 Abs (5) 
ausgenommen. 

 
 
Begründung: 
Der Landesausschuss soll auch zukünftig eine Größe haben, die handhabbar 
ist. Deswegen wird der Schwellwert für einen Delegierten je KV hochgesetzt 
und außerdem bei vier Delegierten gedeckelt, denn eine Größere Anzahl an 
Delegierten ist nicht gleichbedeutend mit einer besseren Kontrolle des 
Landesvorstands. 
Falls KVen nur eine*n Delegierte*n zu wählen haben, sind sie von der 
Quotierungspflicht ausgenommen. 
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A-Anträge 
 

Anträge an den Landesparteitag mit Bezug 
zu Landes- und Bundespartei. 
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A01 
Kostenerstattung ausschließlich für pflanzliche Lebensmittel 
 
 
Antragsteller*in: LAG Tierrechte 
 
Antragstext: 
 
1. Grundsatzbeschluss: 

Die Linke Rheinland-Pfalz erstattet für Parteiveranstaltungen, Treffen oder 
andere Zwecke ausschließlich die Kosten für den Einkauf pflanzlicher 
Lebensmittel. 

 

2. Information und Umsetzung: 

• Alle Mitglieder, die Lebensmittel für Veranstaltungen einkaufen, werden 
im Vorfeld über diese Regelung informiert. 

• Zur Unterstützung der Umsetzung wird eine regelmäßig aktualisierte 
Liste mit erschwinglichen, leicht verfügbaren veganen Produkten 
bereitgestellt. Diese wird von der LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 
erarbeitet. 

• Bei Unsicherheiten kann Rücksprache mit den Antragsstellenden oder 
der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Tierrechte Rheinland-Pfalz 
gehalten werden. 

 

3. Pragmatische Übergangsregelung: 

Um den Übergang zu erleichtern, können in begründeten Fällen vegetarische 
Lebensmittel erstattet werden, sofern keine klar pflanzlichen Alternativen 
verfügbar sind. Ziel ist es jedoch, perspektivisch vollständig auf pflanzliche 
Produkte umzustellen. Als Übergangszeitraum bis zur vollständigen Umsetzung 
wird der Zeitraum bis einschließlich 23.03.2026 vorgeschlagen. 

 

 

Begründung: 

1.  Soziale Gerechtigkeit und Arbeiter*innenrechte: 

Die industrielle Tierhaltung ist systematisch mit der Ausbeutung von 
Arbeitenden verbunden – insbesondere von migrantischen Arbeiter*innen, 
Menschen im globalen Süden und Beschäftigten in prekären 
Arbeitsverhältnissen. Als sozialistische Partei stehen wir in der Tradition der 
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Arbeiter*innenbewegung und sollten keine Strukturen finanzieren, die diese 
Ungerechtigkeiten fortführen. 

Wir fordern daher, Solidarität mit internationalen Arbeitenden konsequent zu 
leben und keine Strukturen zu finanzieren, die ihre Ausbeutung begünstigen. 

 

2. Nachhaltigkeit und Klimagerechtigkeit: 

Die Linke ist die soziale Garantie für eine verantwortungsvolle Klimapolitik. 
Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit gehören untrennbar zusammen. Die 
Produktion tierischer Lebensmittel verursacht hohe Treibhausgasemissionen, 
trägt zur Abholzung von Regenwäldern bei und verschwendet wertvolle 
Ressourcen wie Wasser und Anbauflächen. Die Förderung einer pflanzlichen 
Ernährung ist damit eine notwendige Maßnahme im Kampf gegen den 
Klimawandel. Eine Finanzierung tierischer Lebensmittel steht konträr zu den 
Zielen unserer Partei in Bezug auf Klimagerechtigkeit. 

Wir fordern daher, konsequent für eine klimagerechte Zukunft einzutreten 
und umweltfreundliche Strukturen aktiv zu fördern. 

 

3. Kapitalismuskritik und Systemwandel: 

Die industrielle Tierproduktion ist ein Paradebeispiel für die destruktiven 
Mechanismen des Kapitalismus: Maximierung von Profiten auf Kosten von 
Menschen, Tieren und Umwelt. Das unendliche Leid der Tiere und 
Arbeiter*innen in der Tierindustrie ist zentraler Bestandteil des kapitalistischen 
Ausbeutungssystems. Eine solidarische Gesellschaft jenseits von Herrschaft 
und Profitlogik kann nur entstehen, wenn Ausbeutung und Unterdrückung in all 
ihren Formen überwunden werden. Indem wir uns als Partei klar für pflanzliche 
Produkte entscheiden, setzen wir ein Zeichen gegen die vermeidbare 
Ausbeutung innerhalb der Tierindustrie und damit gegen kapitalistische 
Strukturen. 

Wir fordern daher, uns aktiv gegen die profitorientierte Zerstörung von 
Umwelt, Menschen und Tieren zu stellen und eine gerechte, solidarische 
Alternative zu stärken. 

 

4. Kulturelle Zugänglichkeit: 

Unser Anspruch als sozialistische Partei muss sein, Räume zu bieten, in denen 
echte Teilhabe gelebt wird. Inklusion muss umfassend gedacht werden, auch in 
Bezug auf Ernährung. Ein veganes Essensangebot stellt insbesondere im 
Hinblick auf kulturell, religiös oder weltanschaulich begründete 
Ernährungspräferenzen die größte Schnittmenge dar. 
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Wir fordern daher, alle Menschen auf dem Weg zu einer gerechten und 
nachhaltigen Ernährung mitzunehmen, ohne soziale Hürden zu schaffen.  

 

5. Vorbildfunktion und Glaubwürdigkeit: 

Als linke, sozialistische, feministische und ökologische Partei haben wir die 
Verantwortung, mit gutem Beispiel voranzugehen. Eine konsequente und 
solidarische Haltung in der Ernährungspolitik stärkt unsere Glaubwürdigkeit und 
zeigt, dass wir unsere Überzeugungen und unseren Kampf für Nachhaltigkeit, 
soziale Gerechtigkeit und die Abschaffung kapitalistischer Strukturen in 
konkrete Praxis umsetzen. 

Wir fordern daher, unsere Werte nicht nur zu vertreten, sondern auch konkret 
in unserem politischen Handeln umzusetzen. 

 

Mit dieser Entscheidung setzen wir ein klares Zeichen für Klimaschutz, 
soziale Gerechtigkeit und eine nachhaltige Zukunft. Wir bitten um 
Zustimmung zu diesem Antrag - für uns alle. 

 


